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Gesetzentwurf 

 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Verfahrens bei Zustellungen 
im gerichtlichen Verfahren (Zustellungsreformgesetz – ZustRG) 

 

A. Zielsetzung

 

Das Zustellungsreformgesetz soll das V erfahren bei förmlicher Zustellung im
gerichtlichen Verfahren vereinfachen und den gewandelten Lebensverhältnis-
sen anpassen.

 

B. Lösung

 

Der Entwurf erweitert die Möglichkeiten, zwischen mehreren Zustellungsfor-
men auswählen zu können. Er vereinfacht die Ersatzzustellung, reduziert die
kosten- und zeitaufwendige Beurkundung der Zustellung und lässt an Behörden
und Personen, denen gegen Empfangsbekenntnis zugestellt werden kann, die
Zustellung auf dem W ege der Fernkopie (T elefax) oder als elektronisches
Dokument (E-Mail) zu.

 

C. Alternativen

 

Keine

 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

 

1. Haushaltsaufgaben ohne Vollzugsaufwand
Keine. Durch die Vereinfachung der Zustellung wird eine gewisse – nicht quan-
tifizierbare – Entlastung im gerichtlichen Geschäftsbetrieb eintreten
2. Vollzugsaufwand
Keiner

 

E. Sonstige Kosten

 

Keine
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (131) – 441 00 – Zu 6/00
Berlin, den 9. November 2000

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

11011 Berlin

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des V erfahrens bei Zustellungen im gericht-
lichen Verfahren (Zustellungsreformgesetz – ZustRG)

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz.

Der Bundesrat hat in seiner 754. Sitzung am 29. September 2000 gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersicht-
lich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der als
Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

 

Gerhard Schröder
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Anlage 1

 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Verfahrens bei Zustellungen
im gerichtlichen Verfahren (Zustellungsreformgesetz – ZustRG)

 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 

Artikel 1

Änderung der Zivilprozessordnung

 

Die Zivilprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröf fentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …),
wird wie folgt geändert:

1. § 133 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 wird die Angabe „(§ 198)“ durch die An-
gabe „(§ 195)“ ersetzt.

2. Der Zweite Titel im Dritten Abschnitt des Ersten Buches
wird durch folgenden neuen Zweiten Titel ersetzt:

 

„Zweiter Titel
Verfahren bei Zustellungen

Untertitel 1
Zustellungen von Amts wegen

 

§ 166

(1) Zustellung ist die Bekanntgabe eines Schriftstücks
an eine Person in der in diesem Titel bestimmten Form.

(2) Schriftstücke, deren Zustellung vor geschrieben
oder vom Gericht angeordnet ist, sind von Amts wegen
zuzustellen, soweit nicht anderes bestimmt ist.

§ 167

Soll durch die Zustellung eine Frist gewahrt oder die
Verjährung unterbrochen werden, tritt diese Wirkung be-
reits mit Eingang des Antrags oder der Erklärung ein,
wenn die Zustellung demnächst erfolgt.

§ 168

(1) Die Geschäftsstelle führt die Zustellung nach
§§ 173 bis 175 aus. Sie kann einen nach § 33 Abs. 1 des
Postgesetzes beliehenen Unternehmer (Post) oder einen
Justizbediensteten mit der Ausführung der Zustellung
beauftragen. Den Auftrag an die Post erteilt die Ge-
schäftsstelle auf dem dafür vorgesehenen Vordruck.

(2) Der V orsitzende des Prozessgerichts kann einen
Gerichtsvollzieher oder eine andere Behörde mit der
Ausführung der Zustellung beauftragen, wenn eine Zu-
stellung nach Absatz 1 keinen Erfolg verspricht. 

§ 169

(1) Die Geschäftsstelle bescheinigt auf Antrag den
Zeitpunkt der Zustellung.

(2) Die Beglaubigung der zuzustellenden Schriftstü-
cke wird von der Geschäftsstelle, bei den von einem An-
walt eingereichten Schriftstücken von diesem, vor ge-
nommen.

§ 170
(1) Bei nicht prozessfähigen Personen ist an ihren ge-

setzlichen Vertreter zuzustellen. Die Zustellung an die
nicht prozessfähige Person ist unwirksam.

(2) Ist der Zustellungsadressat keine natürliche Per -
son, genügt die Zustellung an den Leiter.

(3) Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Leitern
genügt die Zustellung an einen von ihnen.

§ 171
An den rechtsgeschäftlich bestellten V ertreter kann

mit gleicher Wirkung wie an den V ertretenen zugestellt
werden. Der V ertreter hat eine schriftliche V ollmacht
vorzulegen.

§ 172
(1) In einem anhängigen Verfahren hat die Zustellung

an den für den Rechtszug bestellten Prozessbevollmäch-
tigten zu erfolgen. Das gilt auch für die Prozesshandlun-
gen, die das Verfahren vor diesem Gericht infolge eines
Einspruchs, einer Aufhebung des Urteils dieses Gerichts,
einer Wiederaufnahme des Verfahrens oder eines neuen
Vorbringens in dem Verfahren der Zwangsvollstreckung
betreffen. Das Verfahren vor dem Vollstreckungsgericht
gehört zum ersten Rechtszug.

(2) Ein Schriftsatz, durch den ein Rechtsmittel einge-
legt wird, ist dem Prozessbevollmächtigten des Rechts-
zuges zuzustellen, dessen Entscheidung angefochten
wird. Wenn bereits ein Prozessbevollmächtigter für den
höheren Rechtszug bestellt ist, ist der Schriftsatz diesem
zuzustellen. Der Partei ist selbst zuzustellen, wenn sie ei-
nen Prozessbevollmächtigten nicht bestellt hat.

§ 173
Ein Schriftstück kann dem Adressaten durch Aushän-

digung an der Amtsstelle zugestellt werden. Zum Nach-
weis der Zustellung ist auf dem Schriftstück und in den
Akten zu vermerken, dass es zum Zwecke der Zustel-
lung ausgehändigt wurde und wann das geschehen ist.
Der Vermerk ist von dem Bediensteten zu unterschrei-
ben, der die Aushändigung vorgenommen hat.

§ 174
(1) Ein Schriftstück kann an einen Anwalt, einen No-

tar, einen Gerichtsvollzieher, einen Steuerberater oder an
eine sonstige Person, bei der aufgrund ihres Berufes von
einer erhöhten Zuverlässigkeit ausgegangen werden
kann, eine Behörde, eine Körperschaft oder eine Anstalt
des öffentlichen Rechts gegen Empfangsbekenntnis zu-
gestellt werden. Zum Nachweis der Zustellung genügt
das mit Datum und Unterschrift des Adressaten verse-
hene schriftliche Empfangsbekenntnis.

(2) An die in Absatz 1 Genannten kann das Schrift-
stück auch durch Telekopie zugestellt werden. Die Über-
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mittlung soll mit dem Hinweis „Zustellung gegen Emp-
fangsbekenntnis“ eingeleitet werden und die absendende
Stelle, den Namen und die Anschrift des Zustellungsa-
dressaten sowie den Namen des Justizbediensteten er -
kennen lassen, der das Schriftstück zur Übermittlung
aufgegeben hat. Der mit der Übermittlung beauftragte
Justizbedienstete soll in den Akten vermerken, dass das
Schriftstück richtig und vollständig zur Zustellung auf-
gegeben wurde, unter welcher Anschrift und wann das
geschehen ist. Das Empfangsbekenntnis kann durch T e-
lekopie oder schriftlich übermittelt werden.

(3) An die in Absatz 1 Genannten kann auch ein elek-
tronisches Dokument zugestellt werden. Für die Über -
mittlung ist das Dokument mit einer elektronischen Sig-
natur zu versehen und gegen unbefugte Kenntnisnahme
Dritter zu schützen. Das Empfangsbekenntnis kann als
elektronisches Dokument, durch Fernkopie oder schrift-
lich erteilt werden. Wird es als elektronisches Dokument
erteilt, genügt an Stelle der Unterschrift die Angabe des
Namens des Adressaten.

§ 175

Ein Schriftstück kann durch Einschreiben mit Rück-
schein zugestellt werden. Zum Nachweis der Zustellung
genügt der Rückschein.

§ 176

(1) Wird der Post oder einem Justizbediensteten ein
Zustellungsauftrag erteilt oder wird eine andere Behörde
um die Ausführung der Zustellung ersucht, über gibt die
Geschäftsstelle das zuzustellende Schriftstück in einem
verschlossenen Umschlag und einen vorbereiteten V or-
druck einer Zustellungsurkunde. Der Umschlag muss
dem hierfür vorgesehenen Muster entsprechen.

(2) W ird der Gerichtsvollzieher um die Ausführung
der Zustellung ersucht, über gibt ihm die Geschäftsstelle
das zuzustellende Schriftstück.

(3) Die Ausführung der Zustellung erfolgt nach den
§§ 177 bis 181.

§ 177

Das Schriftstück kann der Person, der zugestellt wer -
den soll, an jedem Ort übergeben werden, an dem sie an-
getroffen wird.

§ 178

(1) Wird die Person, der zugestellt werden soll, in ih-
rer Wohnung, in dem Geschäftsraum oder in einer Ge-
meinschaftseinrichtung, in der sie wohnt, nicht angetrof-
fen, kann das Schriftstück zugestellt werden

1. in der W ohnung einem erwachsenen Familienange-
hörigen, einer in der Familie beschäftigten Person
oder einem erwachsenen ständigen Mitbewohner,

2. in Geschäftsräumen einer dort beschäftigten Person,

3. in Gemeinschaftseinrichtungen dem Leiter der Ein-
richtung oder einem dazu ermächtigten Vertreter.

(2) Die Zustellung an eine der in Absatz 1 bezeichne-
ten Personen ist unwirksam, wenn diese an dem Rechts-

streit als Gegner der Person, der zugestellt werden soll,
beteiligt ist.

§ 179
Wird die Annahme des zuzustellenden Schriftstücks

unberechtigt verweigert, so ist das Schriftstück in der
Wohnung oder in dem Geschäftsraum zurückzulassen.
Hat der Zustellungsadressat keine Wohnung oder ist kein
Geschäftsraum vorhanden, ist das zuzustellende Schrift-
stück zurückzusenden. Mit der Annahmeverweigerung
gilt das Schriftstück als zugestellt.

§ 180
Ist die Zustellung nach § 178 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 nicht

ausführbar, kann das Schriftstück in einen zu der W oh-
nung oder dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten
oder in eine ähnliche V orrichtung eingelegt werden, die
der Adressat für den Postempfang eingerichtet hat und
die in der allgemein üblichen Art für eine sichere Aufbe-
wahrung geeignet ist. Mit der Einlegung gilt das Schrift-
stück als zugestellt. Der Zusteller vermerkt auf dem Um-
schlag des zuzustellenden Schriftstücks das Datum der
Zustellung.

§ 181
(1) Ist die Zustellung nach § 178 Abs. 1 Nr . 3 oder

§ 180 nicht ausführbar , kann das zuzustellende Schrift-
stück
1. auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts, in dessen

Bezirk der Ort der Zustellung liegt, oder
2. an diesem Ort

a) bei dem Leiter der Polizeidienststelle oder
b) wenn die Post mit der Ausführung der Zustellung

beauftragt ist, bei einer von der Post dafür be-
stimmten Stelle

niedergelegt werden. Über die Niederlegung ist eine
schriftliche Mitteilung auf dem vor gesehenen Vordruck
unter der Anschrift der Person, der zugestellt werden
soll, in der bei gewöhnlichen Briefen üblichen Weise ab-
zugeben oder, wenn das nicht möglich ist, an der Tür der
Wohnung, des Geschäftsraums oder der Gemeinschafts-
einrichtung anzuheften. Das Schriftstück gilt mit der Ab-
gabe der schriftlichen Mitteilung als zugestellt. Der Zu-
steller vermerkt auf dem Umschlag des zuzustellenden
Schriftstücks das Datum der Zustellung.

(2) Das niedergelegte Schriftstück ist drei Monate zur
Abholung bereitzuhalten. Nicht abgeholte Schriftstücke
sind danach an den Absender zurückzusenden.

§ 182
(1) Zum Nachweis der Zustellung nach §§ 177 bis 181

ist eine Urkunde auf dem hierfür vorgesehenen Vordruck
anzufertigen. Für diese Zustellungsurkunde gilt § 418.

(2) Die Zustellungsurkunde muss enthalten:
1. die Bezeichnung der Person, der zugestellt werden

soll,
2. die Bezeichnung der Person, an die der Brief oder das

Schriftstück übergeben wurde,
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3. im Falle der §§ 178, 180 die Angabe des Grundes,
der diese Zustellung rechtfertigt und wenn nach
§ 181 verfahren wurde, die Bemerkung, wie die
schriftliche Mitteilung abgegeben wurde,

4. im Falle des § 179 die Erwähnung, wer die Annahme
verweigert hat und dass der Brief am Ort der Zustel-
lung zurückgelassen oder an den Absender zurückge-
sandt wurde,

5. die Bemerkung, dass der Tag der Zustellung auf dem
Umschlag, der das zuzustellende Schriftstück enthält,
vermerkt ist,

6. den Ort, das Datum und auf Anordnung der Ge-
schäftsstelle auch die Uhrzeit der Zustellung,

7. Name, Vorname und Unterschrift des Zustellers so-
wie die Angabe des beauftragten Unternehmens oder
der ersuchten Behörde.

(3) Die Zustellungsurkunde ist der Geschäftsstelle un-
verzüglich zurückzuleiten.

§ 183

(1) Eine Zustellung im Ausland erfolgt

1. durch Einschreiben mit Rückschein, soweit aufgrund
völkerrechtlicher V ereinbarungen Schriftstücke un-
mittelbar durch die Post übersandt werden dürfen,

2. auf Ersuchen des V orsitzenden des Prozessgerichts
durch die Behörden des fremden Staates oder durch
die diplomatische oder konsularische V ertretung des
Bundes, die in diesem Staat residiert, oder

3. auf Ersuchen des V orsitzenden des Prozessgerichts
durch das Auswärtige Amt an einen Deutschen, der
das Recht der Immunität genießt und zu einer Vertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland
gehört.

(2) Zum Nachweis der Zustellung nach Absatz 1 Nr. 1
genügt der Rückschein. Die Zustellung nach Nr. 2 und 3
wird durch ein Zeugnis der ersuchten Behörde nachge-
wiesen.

§ 184

(1) Das Gericht kann bei der Zustellung nach § 183
Abs. 1 Nr. 2 und 3 anordnen, dass die Partei innerhalb
einer angemessenen Frist einen Zustellungsbevollmäch-
tigten benennt, der im Inland wohnt oder dort einen Ge-
schäftsraum hat, falls sie nicht einen Prozessbevoll-
mächtigten bestellt hat. W ird kein Zustellungsbevoll-
mächtigter benannt, so können spätere Zustellungen bis
zur nachträglichen Benennung dadurch bewirkt werden,
dass das Schriftstück unter der Anschrift der Partei zur
Post gegeben wird.

(2) Das Schriftstück gilt zwei W ochen nach Aufgabe
zur Post als zugestellt. Das Gericht kann eine längere
Frist bestimmen. In der Anordnung nach Absatz 1 ist auf
diese Rechtsfolgen hinzuweisen. Zum Nachweis der Zu-
stellung ist in den Akten zu vermerken, zu welcher Zeit
und unter welcher Anschrift

 

 

 

das Schriftstück zur Post
gegeben wurde.

§ 185
Die Zustellung kann durch öf fentliche Bekanntma-

chung (öffentliche Zustellung) erfolgen, wenn
1. der Aufenthaltsort einer Person

 

 

 

unbekannt und eine
Zustellung an einen Vertreter oder Zustellungsbevoll-
mächtigten nicht möglich ist,

2. eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder
keinen Erfolg verspricht oder

3. die Zustellung nicht erfolgen kann, weil der Ort der
Zustellung die W ohnung einer Person ist, die nach
den §§ 18 bis 20 des Gerichtsverfassungsgesetzes der
Gerichtsbarkeit nicht unterliegt.

§ 186
(1) Über die Bewilligung der öf fentlichen Zustellung

entscheidet das Prozessgericht. Die Entscheidung kann
ohne mündliche Verhandlung ergehen.

(2) Die öf fentliche Zustellung erfolgt durch Aushang
einer Benachrichtigung an der Gerichtstafel. Die Be-
nachrichtigung muss erkennen lassen
1. die Person, für die zugestellt wird,
2. den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zu-

stellungsadressaten,
3. das Datum, das Aktenzeichen des Schriftstücks und

die Bezeichnung des Prozessgegenstandes sowie
4. die Stelle, wo das Schriftstück eingesehen werden

kann.
Die Benachrichtigung muss den Hinweis enthalten, dass
ein Schriftstück öffentlich zugestellt wird und Fristen in
Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. Bei der Zustellung einer La-
dung muss die Benachrichtigung den Hinweis enthalten,
dass das Schriftstück eine Ladung zu einem T ermin ent-
hält, dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge ha-
ben kann.

(3) In den Akten ist zu vermerken, wann die Benach-
richtigung ausgehängt und wann sie abgenommen
wurde.

§ 187
Das Prozessgericht kann zusätzlich anordnen, dass die

Benachrichtigung einmal oder mehrfach im Bundesan-
zeiger oder in anderen Blättern zu veröffentlichen ist.

§ 188
Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem

Aushang der Benachrichtigung ein Monat vergangen ist.
Das Prozessgericht kann eine längere Frist bestimmen.

§ 189
Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Schrift-

stückes nicht nachweisen oder ist das Schriftstück unter
Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften zuge-
gangen, so gilt es in dem Zeitpunkt als zugestellt, in dem
das Schriftstück der Person, an die die Zustellung dem
Gesetz gemäß gerichtet war oder gerichtet werden
konnte, tatsächlich zugegangen ist.
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§ 190

Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes zur Vereinfachung und Vereinheitlichung der Zustel-
lung Vordrucke einzuführen.

 

Untertitel 2
Zustellungen auf Betreiben der Parteien

 

§ 191

Ist eine Zustellung auf Betreiben der Parteien zugelas-
sen oder vor geschrieben, finden die orschriften über
die Zustellung von Amts wegen entsprechende Anwen-
dung, soweit sich nicht aus den nachfolgenden V or-
schriften Abweichungen ergeben.

§ 192

(1) Die von den Parteien zu betreibenden Zustellun-
gen erfolgen durch den Gerichtsvollzieher nach Maß-
gabe der §§ 193 und 194.

(2) Die Partei übergibt dem Gerichtsvollzieher das zu-
zustellende Schriftstück mit den erforderlichen Ab-
schriften. Der Gerichtsvollzieher beglaubigt die Ab-
schriften; er kann fehlende Abschriften selbst herstellen.

(3) Im Verfahren vor dem Amtsgericht kann die Partei
den Gerichtsvollzieher unter Vermittlung der Geschäfts-
stelle des Prozessgerichts mit der Zustellung beauftra-
gen. Insoweit hat diese den Gerichtsvollzieher mit der
Zustellung zu beauftragen.

§ 193

(1) Der Gerichtsvollzieher beurkundet auf der Ur -
schrift des zuzustellenden Schriftstücks oder auf dem
mit der Urschrift zu verbindenden hierfür vor gesehenen
Vordruck die Ausführung der Zustellung nach § 182
Abs. 2 und vermerkt die Person, in deren Auftrag er zu-
gestellt hat. Bei Zustellung durch Aufgabe zur Post ist
das Datum und die Anschrift, unter der die Aufgabe er -
folgte, zu vermerken.

(2) Der Gerichtsvollzieher vermerkt auf dem zu über -
gebenden Schriftstück den Tag der Zustellung, sofern er
nicht eine beglaubigte Abschrift der Zustellungsurkunde
übergibt.

(3) Die Zustellungsurkunde ist der Partei zu übermit-
teln, für die zugestellt wurde.

§ 194

(1) Beauftragt der Gerichtsvollzieher die Post mit der
Ausführung der Zustellung, vermerkt er auf dem zuzu-
stellenden Schriftstück, im Auftrag welcher Person er es
der Post über gibt. Auf der Urschrift des zuzustellenden
Schriftstückes oder auf einem mit ihr zu verbindenden
Übergabebogen bezeugt er , dass die mit der Anschrift
des Zustellungsadressaten, der Bezeichnung des absen-
denden Gerichtsvollziehers und einem Aktenzeichen
versehene Sendung der Post übergeben wurde.

(2) Die Post leitet die Zustellungsurkunde unverzüg-
lich an den Gerichtsvollzieher zurück.

§ 195

(1) Sind die Parteien durch Anwälte vertreten, so
kann ein Schriftstück auch dadurch zugestellt werden,
dass der zustellende Anwalt das zu über gebende
Schriftstück dem anderen Anwalt übermittelt (Zustel-
lung von Anwalt zu Anwalt). Auch Schriftsätze, die
nach den Vorschriften dieses Gesetzes von Amts we-
gen zugestellt werden, können statt dessen von Anwalt
zu Anwalt zugestellt werden, wenn nicht gleichzeitig
dem Gegner eine gerichtliche Anordnung mitzuteilen
ist. In dem Schriftsatz soll die Erklärung enthalten sein,
dass von Anwalt zu Anwalt zugestellt werde. Die Zu-
stellung ist dem Gericht, sofern dies für die zu tref-
fende Entscheidung erforderlich ist, nachzuweisen. Für
die Zustellung an einen Anwalt gilt § 174 Abs. 2
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1, 2 entsprechend.

(2) Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit
Datum und Unterschrift versehene schriftliche Emp-
fangsbekenntnis des Anwalts, dem zugestellt worden
ist. § 174 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 3, 4 gilt ent-
sprechend. Der Anwalt, der zustellt, hat dem anderen
Anwalt auf Verlangen eine Bescheinigung über die Zu-
stellung zu erteilen.“

3. § 244 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Bis zur nachträglichen Anzeige der Bestellung eines
neuen Anwalts erfolgen alle Zustellungen an die zur
Anzeige verpflichtete Partei.

4. In § 262 wird die Angabe „§ 207“ durch die Angabe
„§ 167“ ersetzt.

5. § 270 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 3 werden aufgehoben.

b) Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen.

6. In § 276 Abs. 1 Satz 3 wird das Semikolon durch einen
Punkt ersetzt und der nachfolgende Satzteil gestrichen.

7. In § 497 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 270 Abs. 2
Satz 2“ durch die Angabe „§ 270 Satz 2“ ersetzt.

8. § 647 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Semikolon durch einen
Punkt ersetzt und der nachfolgende Satzteil gestri-
chen.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 270 Abs. 3“ durch
die Angabe „§ 167“ ersetzt.

9. § 693 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

10. In § 699 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „der V ollstre-
ckungsbescheid“ durch die Angabe „die Benachrichti-
gung nach § 186 Abs. 2 Satz 2 und 3“ ersetzt.

11. Dem § 758a Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Die Nachtzeit umfasst die Stunden von einundzwan-
zig bis sechs Uhr.“
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12. In § 763 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „unter ent-
sprechender Anwendung der §§ 181 bis 186“ gestri-
chen.

 

Artikel 2

Änderung weiterer Vorschriften

 

(1) Das Verwaltungszustellungsgesetz in der im Bundes-
gesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer 201-3, veröf fent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch …
(BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
1. In § 3 Abs. 3 wird die Angabe „§§ 180 bis 186 und 195

Abs. 2“ durch die Angabe „§§ 177 bis 181“ ersetzt.
2. § 8 Abs. 4 wird aufgehoben.
3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.

4. In § 12 Abs. 1 werden die Wörter „oder des V orsitzen-
den des Gerichts“ gestrichen.

5. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 3 wird aufgehoben.
b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

6. § 15 Abs. 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Die öffentliche Zustellung wird von einem zeich-

nungsberechtigten Beamten angeordnet.“
(2) In § 41 Satz 4 des Bundesrückerstattungsgesetzes in

der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer
250-1, veröf fentlichten bereinigten Fassung, werden das
Wort „finden“ durch das ort „findet“ und die Angab
„§§ 174, 175“ durch die Angabe „§ 184“ ersetzt.

(3) In § 197 Abs. 2 des Bundesentschädigungsgesetzes in
der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer
251-1, veröf fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt
durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, werden das
Wort „finden“ durch das ort „findet“ und die Angab
„§§ 174, 175“ durch die Angabe „§ 184“ ersetzt.

(4) Das Rechtspflege gesetz vom 5. November 1969
(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch … (BGBl. I
S. …), wird wie folgt geändert:
1. § 20 Nr. 7 wird aufgehoben.
2. § 23 Abs. 1 Nr. 8 wird aufgehoben.

(5) § 30 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bun-
desgesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer 303-8, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1. In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 198, 212a“ durch die

Angabe „§§ 174, 195“ ersetzt.
2. In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 175, 192, 213“ durch

die Angabe „§ 184“ ersetzt.
(6) In § 62 Abs. 2 des Beurkundungsgesetzes vom

28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch …

(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird die Angabe
„§ 212b Satz 2“ durch die Angabe „§ 173 Satz 2 und 3“ er-
setzt.

(7) Das Gesetz, betref fend die Einführung der Zivilpro-
zessordnung, in der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliede-
rungsnummer 310-2, veröf fentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 8 Abs. 2 wird die Angabe „§ 210a“ durch die An-
gabe „§ 172 Abs. 2“ ersetzt.

2. In § 25 wird die Angabe „§ 170 Abs. 2, § 183 Abs. 2,
§§ 198, 212a,“ durch die Angabe „§ 169 Abs. 2, §§ 174,
178 Abs. 1 Nr. 2, §§ 195,“ ersetzt.

(8) In § 1a Abs. 1 Satz 1 der Verordnung zur Einführung
von Vordrucken für das Mahnverfahren vom 6. Mai 1977
(BGBl. I S. 693), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung
vom 19. Juni 1998 (BGBl. I S. 1364) geändert worden ist,
wird die Angabe „§ 212a“ durch die Angabe „§ 174 Abs. 1“
ersetzt.

(9) In § 10 Abs. 1 Satz 2 der V erordnung über das
Schuldnerverzeichnis vom 15. Dezember 1994 (BGBl. I
S. 3822) werden die Angabe „§ 181“ durch die Angabe
„§ 178“ und die Angabe „§ 186“ durch die Angabe „§ 179“
ersetzt.

(10) In § 2 Abs. 3 Satz 1 der Kindesunterhalt-Vordruck-
verordnung vom 19. Juni 1998 (BGBl. I S. 1364) wird die
Angabe „§ 212a“ durch die Angabe „§ 174 Abs. 1“ ersetzt.

(11) In § 6 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung
und die Zwangsverwaltung in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 310-14, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch …. (BGBl. I S. …) geän-
dert worden ist, wird die Angabe „§ 203“ durch die Angabe
„§ 185“ ersetzt.

(12) § 37 der Strafprozessordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319),
die zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

3. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

(13) § 88 Abs. 2 Buchstabe a der Grundbuchordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994
(BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch … (BGBl. I S. …) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„a) § 184 der Zivilprozessordnung ist nicht anzuwenden;“

(14) In § 12 Abs. 1 Satz 5 des Gesetzes über das gericht-
liche Verfahren in Landwirtschaftssachen in der im Bundes-
gesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer 317-1, veröf fent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 270 Abs. 3“
durch die Angabe „§ 167“ ersetzt.

(15) Das Anerkennungs- und V ollstreckungsausfüh-
rungsgesetz vom 30. Mai 1988 (BGBl. I S. 662), zuletzt ge-
ändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:
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1. In § 4 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 175, 192, 213“
durch die Angabe „§ 184 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2“ ersetzt.

2. In § 34 Abs. 3 werden Satz 2 und Satz 3 aufgehoben.

(16) § 50 des Arbeitsgerichtsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036),
das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die §§ 174, 178 Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessord-
nung sind auf die nach § 11 zur Prozessvertretung zuge-
lassenen Personen entsprechend anzuwenden“.

2. Absatz 3 wird aufgehoben.

(17) Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535),
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 63 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Zugestellt wird von Amts wegen nach den V or-
schriften der Zivilprozessordnung. Die §§ 174, 178
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozessordnung sind entsprechend
anzuwenden auf die nach § 73 Abs. 6 Satz 3 und § 166
Abs. 2 Satz 1 zur Prozessvertretung zugelassenen Perso-
nen.“

2. In § 85 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

„Nimmt die Behörde eine Zustellung vor, gelten die §§ 2
bis 15 des Verwaltungszustellungsgesetzes.“ 

(18) Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zu-
letzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 56 Abs. 2 werden die Wörter „des V erwaltungszu-
stellungsgesetzes“ durch die Wörter „der Zivilprozess-
ordnung“ ersetzt.

2. In § 73 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz einge-
fügt:

„Zugestellt wird von Amts wegen nach den Vorschriften
des Verwaltungszustellungsgesetzes.“

(19) In § 53 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung vom
6. Oktober 1965 (BGBl. I S. 1477), die zuletzt durch …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, werden die Wörter
„des V erwaltungszustellungsgesetzes“ durch die Wörter
„der Zivilprozessordnung“ ersetzt.“

(20) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3047),
zuletzt geändert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 11 Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben.

2. Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Gliederung wird in T eil 1, Gliederungsab-
schnitt VI. die Angabe „Zustellungsersuchen,“ gestri-
chen.

b) In der Überschrift des T eils 1, Gliederungsabschnitt
VI. wird die Angabe „Zustellungsersuchen,“ gestri-
chen.

c) Die Nummer 1655 wird aufgehoben.

d) Die Nummer 9002 wird wie folgt gefasst:

(21) § 137 der Kostenordnung in der im Bundesgesetz-
blatt T eil III, Gliederungsnummer 361-1, veröf fentlichten
bereinigten Fassung, die zuletzt durch … (BGBl. I S. …)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Entgelte für

a) Zustellungen durch die Post mit Zustellungsur -
kunde,

b) für Einschreiben mit Rückschein.“

2. In Nummer 3 wird die Angabe „§§ 211, 212“ durch die
Angabe „§ 168 Abs. 1“ ersetzt.

(22) Das Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher in
der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer
362-1, veröf fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch … (BGBl. I S. …), wird wie folgt geändert:

1. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe „§ 175“ durch
die Angabe „§ 184“ und die Wörter „das an die Post
gerichtete Ersuchen“ durch die Wörter „den der Post
erteilten Auftrag“ ersetzt.

b) In Absatz 6 wird die Angabe „(§ 189 Abs. 2 der
Zivilprozessordnung)“ gestrichen.

c) In Absatz 7 wird die Angabe „§ 170 Abs. 2“ durch
die Angabe „§ 192 Abs. 2“ ersetzt.

2. In § 34 wird die Angabe „§ 188 Abs. 1 Satz 2“ durch die
Angabe „§ 758a Abs. 4 Satz 2“ ersetzt.

3. In § 36 Abs. 1 Nr . 1 Buchstabe a wird die Angabe
„§ 189 Abs. 2 und des“ gestrichen.

4. § 37 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 175“ durch die An-
gabe „§ 184“ ersetzt.

Nr. Auslagentatbestand  Höhe

„9002 a) Kosten für Zustellungen
– durch die Post mit Zustel-

lungsurkunde …
– durch Justizbedienstete nach

§ 168 Abs. 1 ZPO …

b) Entgelte für Einschreiben mit
Rückschein …

in voller
Höhe

jeweils
in Höhe des 
Betrages der 
Gebühr nach 
§ 16 Abs. 1 
GvKostG
in voller
Höhe“
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b) In Nummer 2 werden die Wörter „das an die Post ge-
richtete Ersuchen“ durch die Wörter „der der Post er-
teilte Auftrag“ ersetzt.

(23) § 3 der Justizbeitreibungsordnung in der im Bundes-
gesetzblatt T eil III, Gliederungsnummer 365-1, veröf fent-
lichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch … (BGBl. I
S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 2 wird die Angabe „(§§ 208 bis 213 daselbst)“
gestrichen.

2. In Satz 3 wird die Angabe „(§§ 188, 202, 204 daselbst)“
gestrichen.

(24) In § 37 Nr . 3 der Bundesgebührenordnung für
Rechtsanwälte in der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliede-
rungsnummer 368-1, veröf fentlichten bereinigten Fassung,
die zuletzt durch …(BGBl. I S. …) geändert worden ist,
werden die Wörter „die Zulassung einer Zustellung zur
Nachtzeit, an einem Sonntag oder an einem allgemeinen
Feiertag (§ 188 der Zivilprozessordnung),“ gestrichen.

(25) In § 132 Abs. 2 Satz 1 des Bür gerlichen Gesetz-
buches in der im Bundesgesetzblatt T eil III, Gliederungs-
nummer 400-2, veröf fentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch …. (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wer -
den die Wörter „einer Ladung“ gestrichen.

(26) § 127 des Patentgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I
S. 1), das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden
ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „und dem Patentgericht“
gestrichen.

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. An Empfänger , die sich im Ausland aufhalten,
kann auch durch Aufgabe zur Post zugestellt
werden. § 184 Abs. 2 Satz 1 und 4 der Zivilpro-
zessordnung gilt entsprechend.“

c) In Nummer 4 werden die Wörter „oder beim Patent-
gericht“ gestrichen.

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für Zustellungen im Verfahren vor dem Bundes-
patentgericht gelten die V orschriften der Zivilprozess-
ordnung.“

(27) § 94 des Markengesetzes vom 25. Oktober 1994
(BGBl. I S. 3082, 1995 I S. 156), das zuletzt durch …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „und dem Patentgericht“
gestrichen.

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. An Empfänger , die sich im Ausland aufhalten
und die keinen Inlandsvertreter (§ 96) bestellt
haben, kann auch durch Aufgabe zur Post zuge-

stellt werden, soweit für den Empfänger die Not-
wendigkeit zur Bestellung eines Inlandsvertre-
ters im Zeitpunkt der zu bewirkenden Zustellung
erkennbar war . § 184 Abs. 2 Satz 1 und 4 der
Zivilprozessordnung gilt entsprechend.“

c) In Nummer 3 werden die Wörter „oder beim Patent-
gericht“ gestrichen.

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Für Zustellungen im Verfahren vor dem Bundes-
patentgericht gelten die V orschriften der Zivilprozess-
ordnung.“

(28) In § 165 Abs. 3 Satz 3 der Patentanwaltsordnung
vom 7. September 1966 (BGBl. I S. 557), die zuletzt durch
… (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird die Angabe
„§§ 175, 192, 213“ durch die Angabe „§ 184“ ersetzt.

(29) Artikel 4c des Gesetzes zu dem Abkommen zwi-
schen den Parteien des Nordatlantikvertrages vom 19. Juni
1951 über die Rechtsstellung ihrer T ruppen und zu den Zu-
satzvereinbarungen vom 3. August 1959 zu diesem Abkom-
men (Gesetz zum NATO-Truppenstatut und zu den Zusatz-
vereinbarungen) vom 18. August 1961 (BGBl. 1961 II
S. 1183), das zuletzt durch … (BGBl. … II S. …) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Bei Zustellungen an Angehörige von Mitgliedern einer
Truppe oder eines zivilen Gefolges müssen in der in Ar -
tikel 32 Abs. 2 des Zusatzabkommens vor gesehenen
schriftlichen Anzeige bezeichnet werden

1. das Prozessgericht, die Parteien und der Gegenstand
des Prozesses,

2. ein in dem zuzustellenden Schriftstück enthaltener
Antrag,

3. die Formel einer zuzustellenden Entscheidung,

4. bei der Zustellung einer Ladung deren Zweck und die
Zeit, zu welcher der Geladene erscheinen soll,

5. bei der Zustellung einer Auf forderung nach § 276
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 der Zivilprozessordnung der In-
halt der Auf forderung und die vor geschriebene Be-
lehrung.“

2. In Absatz 2 wird die Angabe “§ 205 der Zivilprozessord-
nung“ durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

(30) In § 289 Abs. 1 der Abgabenordnung vom 16. März
1976 (BGBl. I S. 613; 1977 I S. 269), die zuletzt durch …
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird die Angabe
„§ 188 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 758a Abs. 4 Satz 2“ er-
setzt.

(31) In § 60 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
– Kinder- und Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom
26. Juni 1990 – BGBl. I S. 1163) – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3546),
das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist,
wird die Angabe „§ 212b Satz 2“ durch die Angabe „§ 173
Satz 2 und 3“ ersetzt.
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Artikel 3

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

 

Die auf Artikel 2 Abs. 8 bis 10 beruhenden Teile der dort
geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung
geändert werden.

 

Artikel 4

Inkrafttreten

 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des dreizehnten auf die
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft.
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Begründung

 

A. Allgemeines

 

I. Ausgangslage und Problem

 

Die Zustellung bildet die Grundlage für die Einleitung des
gerichtlichen Verfahrens, seinen Fortgang und die Bestands-
kraft der verfahrensbeendenden Entscheidung. Ihre Ausge-
staltung ist daher nicht nur bedeutsam für die V erwirkli-
chung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Artikel 103
Abs. 1 GG), sondern gleichermaßen von Bedeutung für den
im Justizgewährungsanspruch begründeten Anspruch auf
wirksamen Rechtsschutz in angemessener Zeit (Artikel 19
Abs. 4 GG) und für die Rechtssicherheit als wesentliches
Element des Rechtsstaatsprinzips (Artikel 20 Abs. 3 GG). 

Das Verfahren bei Zustellungen gemäß §§ 166 bis 213a Zi-
vilprozessordnung ist in seinen Grundzügen und seiner Sys-
tematik seit Inkrafttreten der Zivilprozessordnung (ZPO)
nahezu unverändert geblieben. Die Vorschriften entsprechen
in großem Umfang nicht mehr den gewandelten Lebensver-
hältnissen und berücksichtigen nicht ausreichend die techni-
sche Entwicklung. Sie bereiten insbesondere bei der Ersatz-
zustellung in der W ohnung und in Geschäftsräumen teil-
weise erhebliche Schwierigkeiten.

Überlegungen, die Vorschriften über das Verfahren bei Zu-
stellung zu ändern, wurden in der Reformgeschichte der
ZPO wiederholt angestellt, Änderungen jedoch häufig mi
dem Hinweis darauf verschoben, dass sie einer umfassen-
den Überarbeitung des Zustellungsrechts vorbehalten blei-
ben müssen. Bei der Arbeit am Gesetz zur W iederherstel-
lung der Rechtseinheit auf dem Gebiet der Gerichtsverfas-
sung, der bür gerlichen Rechtspflege, des Strafverfahren
und des Kostenrechts vom 12. November 1950 (BGBl.
S. 455) wurde ein Handlungsbedarf für eine Überarbeitung
der Zustellungsvorschriften gesehen. Letztlich wurde aber
davon Abstand genommen, weil dieses Gesetz die Bereini-
gung des Rechts der Kriegs- und Nachkriegszeit zum Ge-
genstand hatte und Änderungen der Systematik des Geset-
zes einer späteren Reform vorbehalten bleiben sollten
(Bülow, Süddeutsche Juristenzeitung 1950, S. 718).

Aktueller Handlungsbedarf für eine Reform des Zustel-
lungsrechts der ZPO er gibt sich aus der überalterten Struk-
tur, aus Forderungen der Länder und aus zahlreichen Ein-
gaben an die Bundesregierung; sie wird auch in der Fach-
literatur gefordert (Stein-Jonas/Roth, 21. Aufl., vor § 166
Rn. 1 1). Petitionen, die der Bundesregierung vom Deut-
schen Bundestag als Material zugeleitet wurden, wiesen
wiederholt auf Schwierigkeiten bei der praktischen Anwen-
dung einzelner Zustellungsvorschriften, insbesondere bei
der Ersatzzustellung, hin.

Die Reform des Zustellungsrechts berücksichtigt die Aus-
wirkungen der Poststrukturreform. Gerichtliche Zustellun-
gen sind ein Massengeschäft, das ganz überwiegend von der
Post ausgeführt wird (§ 211 i.V. m. §§ 193, 195 ZPO). Jähr-
lich werden etwa 40 Millionen förmliche Zustellungen
durch die Post als gesetzliches Zustellungsorgan ausgeführt,
davon etwa 20 Millionen für die Gerichte. Daran hat sich

auch nach der Privatisierung der ehemaligen Deutschen
Bundespost nichts geändert. Die Beibehaltung des gegen-
wärtigen Leistungsstandards der Post bei der förmlichen
Zustellung ist für die Gewährleistung der eingangs genann-
ten V erfassungsgrundsätze unabdingbar . Die Reform des
Zustellungsrechts setzt daher voraus, dass die Deutsche Post
AG und weitere Unternehmen, die Postzustelldienstleistun-
gen erbringen, mit dem Recht beliehen sind, förmliche Zu-
stellungen nach den Vorschriften der Prozessordnungen vor-
nehmen zu können (§ 33 Abs. 1 Postgesetz vom 22. Dezem-
ber 1997, BGBl. I S. 3294).

 

II. Lösung

 

1. Überblick

 

Das Gesetz soll das Zustellungsrecht vereinfachen und die
Möglichkeiten der Geschäftsstelle erweitern, zwischen
mehreren Zustellungsformen auswählen zu können, insbe-
sondere soll die kostenaufwendige und für den Zustellungs-
adressaten oftmals umständliche beurkundete Zustellung
durch Niederlegung soweit wie vertretbar vermieden und
der zunehmende Einsatz elektronischer Kommunikations-
mittel berücksichtigt werden.

 

2. Einzelne Regelungsvorschläge

 

a) Zustellung an Bevollmächtigte

Ergänzend zu den bereits bestehenden Möglichkeiten der
Zustellung an den gesetzlichen oder gewillkürten V ertreter
des Zustellungsadressaten, kann künftig die Zustellung auch
durch Übergabe an eine zur Entgegennahme zuzustellender
Schriftstücke bevollmächtigte Person bewirkt werden (ma-
terielle, dem bür gerlichen V ertretungsrecht folgende Lö-
sung). Der V ertreter muss demjenigen, der die Zustellung
ausführt, eine schriftliche Vollmacht vorlegen.

b) Erweiterung der Zustellmöglichkeiten der 
Geschäftsstelle

aa) Erweiterung des Kreises der Personen, an die gegen
Empfangsbekenntnis zugestellt werden kann

Die Zustellung gegen Empfangsbekenntnis wird er-
weitert. Diese Form der Zustellung ist bei allen Per-
sonen möglich, bei denen aufgrund ihres Berufes
von einer erhöhten Zuverlässigkeit ausgegangen
werden kann.

bb) Zustellung durch elektronische Kommunikations-
mittel

An den Personenkreis, dem gegen Empfangsbe-
kenntnis zugestellt werden kann, und an Behörden,
Körperschaften oder Anstalten des öf fentlichen
Rechts darf auch eine Telekopie oder ein elektroni-
sches Dokument zugestellt werden. Damit wird der
Einsatz von T elefax und E-Mail für die förmliche
Zustellung auf eine gesetzliche Grundlage gestellt.
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cc) Einschreiben mit Rückschein
Bei der Zustellung durch die Post oder den Justiz-
bediensteten wird mit der Beurkundung ein aufwen-
diges und kostspieliges V erfahren betrieben. Die
Geschäftsstelle soll deshalb künftig entscheiden
können, ob die Zustellung durch Einschreiben mit
Rückschein ausreicht.

dd) Zustellung durch Gerichtsvollzieher und andere Be-
hörden
Das Gericht kann den Gerichtsvollzieher oder eine
andere Behörde mit der Ausführung einer Zustel-
lung von Amts wegen beauftragen, wenn eine Zu-
stellung durch die Post oder einen Justizbedienste-
ten im Einzelfall keinen Erfolg verspricht. Der Ge-
richtsvollzieher oder die beauftragte Behörde wer -
den als gesetzliches Zustellungsorgan tätig.

c) Die beurkundete Zustellung, insbesondere die 
Ersatzzustellung

Wesentliche Änderungen finden sich bei der Ersatzzustel
lung. Sie ist nur in den im Gesetz genannten Fällen und
auch nur dann zulässig, wenn der Zustellungsadressat in sei-
ner Wohnung oder in einem Geschäftsraum nicht angetrof-
fen wird. Hervorzuheben sind folgende Änderungen:
– In der W ohnung des Zustellungsadressaten ist die Er -

satzzustellung nicht nur an einen erwachsenen Familien-
angehörigen und eine in der Familie beschäftigte Person,
sondern auch an einen erwachsenen Mitbewohner zuläs-
sig.

– Die Ersatzzustellung an den Hauswirt oder V ermieter
(§ 181 Abs. 2 ZPO) entfällt; dafür kann in einer Gemein-
schaftseinrichtung dem Leiter oder einer in der Einrich-
tung dafür bestellten Person zugestellt werden.

– Die Ersatzzustellung in einem Geschäftslokal (§§ 183,
184 ZPO) wird vereinheitlicht. Juristische Personen und
Gewerbetreibende, die ihre Geschäfte über besondere
Geschäftslokale abwickeln, sind zustellungsrechtlich na-
türlichen Personen gleichgestellt.

– Wenn eine Ersatzzustellung in der Wohnung oder in Ge-
schäftsräumen nicht ausführbar ist, ist die Ersatzzustel-
lung durch Einlegen des Schriftstücks in einen zu der
Wohnung oder zu dem Geschäftsraum gehörenden
Briefkasten oder in eine ähnliche Vorrichtung, beispiels-
weise der Einwurfschlitz in einer Eingangstür, zulässig.

– Erst wenn die Ersatzzustellung durch Einlegen des
Schriftstücks in den Briefkasten nicht möglich ist, kann
durch Niederlegung bei dem Amtsgericht, in dessen Be-
zirk der Ort der Zustellung gelegen ist, bei der Polizei
oder bei einer von der Post dafür bestimmten Stelle an
diesem Ort zugestellt werden.

d) Zustellung im Ausland
Die Zustellung im Ausland soll nach dem V orbild des § 37
Abs. 2 der Strafprozessordnung (StPO) auch im Zivilver -
fahren durch Einschreiben mit Rückschein bewirkt werden
können, soweit aufgrund völkerrechtlicher V ereinbarungen
Schriftstücke unmittelbar durch die Post übersandt werden

dürfen. Hierdurch wird dem Europäischen Übereinkommen
über die Zustellung von gerichtlichen und außer gericht-
lichen Schriftstücken in Zivil- und Handelssachen in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union Rechnung getra-
gen.

e) Öffentliche Zustellung

Bei der öffentlichen Zustellung wird nur noch der für die In-
formation des Betrof fenen unerlässliche Teil an Daten ver -
öffentlicht. Das Prozessgericht kann anordnen, ob und wo
die Benachrichtigung zu veröffentlichen ist. Eine Veröffent-
lichung im Bundesanzeiger ist nicht mehr zwingend vor ge-
schrieben.

f) Heilung von Zustellungsmängeln

Zustellungsmängel sollen, sofern überhaupt eine Zustel-
lungsabsicht vorliegt, unbeachtlich bleiben, wenn der Zu-
stellungszweck erreicht ist. Zustellungszweck ist es, dem
Adressaten angemessene Gelegenheit zur Kenntnisnahme
eines Schriftstückes zu verschaf fen und den Zeitpunkt die-
ser Bekanntgabe zu dokumentieren. Lässt sich die formge-
rechte Zustellung eines Schriftstückes nicht nachweisen
oder sind zwingende Zustellungsvorschriften verletzt wor -
den, gilt ein Schriftstück in dem Zeitpunkt als zugestellt, in
dem es der Adressat oder ein Empfangsberechtigter erhalten
hat. Das Gericht prüft in diesen Fällen in freier Beweiswür -
digung des Sachverhalts, ob der Zustellungszweck erreicht
ist und wann das geschehen ist. Das gilt auch dann, wenn
die Zustellung eine Notfrist in Gang setzt.

g) Zustellung von Amts wegen als Regelfall

Die Vorschriften über die Zustellung von Amts wegen wer -
den als Regelfall den V orschriften über die Zustellung auf
Betreiben der Parteien vorangestellt.

h) Vereinheitlichung des Zustellungsrechts

Für das Verfahren der ordentlichen Gerichte und das Verfah-
ren der Arbeits-, Verwaltungs-, Sozial- und Finanzgerichts-
barkeit wird ein einheitliches Zustellungsrecht geschaf fen.
Die Regelungen erfolgen in der ZPO; gerichtszweigspezifi
sche Ausnahmen verbleiben in der jeweiligen V erfahrens-
ordnung. Für das jeweilige Vorverfahren der Behörde bleibt
es bei der Zustellung nach dem V erwaltungszustellungsge-
setz.

i) Beschränkung auf das Verfahren bei der Zustellung

Es verbleibt dabei, dass die ZPO im 1. Buch, 3. Abschnitt,
2. Titel, nur das V erfahren bei der Zustellung regelt. W el-
ches Schriftstück zuzustellen ist, soll weiterhin in der jewei-
ligen Verfahrensvorschrift geregelt werden. Soweit das 2.
und 3. Buch der ZPO aber Bestimmungen enthalten, die das
Verfahren bei Zustellung betref fen, oder solche an anderer
Stelle vorhanden sind, werden sie bei den Zustellungsvor -
schriften eingestellt (z. B. § 270 Abs. 1 ZPO) oder, um wie-
derholende Regelungen zu vermeiden, aufgehoben oder ge-
ändert. Es bleibt auch dabei, dass das Gericht in Fällen, in
denen die Zustellung nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, im
Rahmen seines Ermessens eine Zustellung anordnen kann.
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j) Rechtsbereinigung

Für die Zustellungspraxis bedeutungslose Bestimmungen
werden aufgehoben, wie

– § 177 ZPO (Unbekannter Aufenthalt des Prozessbevoll-
mächtigten),

– § 188 ZPO (Zustellung zur Nachtzeit und an Sonn- und
Feiertagen),

– § 195a ZPO (V erfahren bei Orten ohne Postbestell-
dienst),

– § 197 ZPO (Mehrkosten durch Gerichtsvollzieher),

– § 207 Abs. 2 ZPO (Rückwirkung der Zustellung im Par-
teibetrieb, soweit eine Notfrist gewahrt werden soll).

 

III. Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes

 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes folgt aus Arti-
kel 74 Abs.1 Nr . 1 GG in V erbindung mit Artikel 72 GG.
Eine bundesgesetzliche Regelung ist nach Artikel 72 Abs. 2
GG erforderlich, da die gerichtliche Zustellung zu dem ge-
richtlichen Verfahren im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1
GG zählt und eine Regelung durch die Länder insbesondere
in den Fällen der länderüber greifenden Zustellung und der
Zustellung mit Auslandsbeteiligung zu Unzuträglichkeiten
führen würde.

 

IV. Kosten und Preise

 

a) Kosten der öffentlichen Haushalte

Die Haushalte des Bundes und der Länder werden durch
das Gesetz möglicherweise geringfügig entlastet. Da Zu-
stellungen ohne förmliche Beurkundung verstärkt ein-
gesetzt werden können, dürften die Auslagen für die
Zustellungen sinken. Die Erleichterungen bei der beur -
kundeten Zustellung können möglicherweise zu einem
Sinken der entsprechenden Preise der Postdienstleis-
tungsunternehmen führen. Für die Gemeinden und Ge-
meindeverbände ist das Gesetz weitestgehend kosten-
neutral, da sie nur in ihrer Eigenschaft als Prozesspar -
teien von den Auswirkungen des Gesetzes betrof fen
sind.

b) Sonstige Kosten

Auswirkungen auf die Kosten, die etwa bei W irtschafts-
unternehmen entstehen können, sind nicht zu erwarten.

c) Preise

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

 

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1

 

(Änderung der Zivilprozessordnung)

 

Zu Nummer 1

 

(§ 133)

In der Vorschrift muss die Verweisung dem neuen Standort
der Zustellung von Anwalt zu Anwalt in § 195 ZPO-E ange-
passt werden.

 

Zu Nummer 2

Zur Überschrift vor § 166

 

Die Zustellung auf Betreiben der Parteien ist nach der Sys-
tematik des geltenden Rechts der Regelfall der Zustellung
im Zivilprozess. Sie ist durch mehrfache Änderungen der
ZPO durch die Zustellung von Amts wegen stark zurückge-
drängt worden. Die Zustellung im Parteibetrieb hat im Er -
kenntnisverfahren nur noch für den Fall der Zustellung des
Vollstreckungsbescheids nach § 699 Abs. 4 ZPO, wenn die
Partei es beantragt, und für die Zwangsvollstreckung sowie
in bestimmtem Maße für das Verfahren des Arrestes und der
einstweiligen Verfügung (§ 922 Abs. 2, § 936 ZPO) Bedeu-
tung. Das Hauptgewicht liegt heute auf der Zustellung von
Amts wegen. Der Entwurf stellt deshalb die Zustellung von
Amts wegen als Regelfall der Zustellung auf Betreiben der
Parteien voran.

 

Zu § 166

Zu Absatz 1

 

Zustellung ist die in gesetzlicher Form zu bewirkende Be-
kanntgabe eines Schriftstücks an den Adressaten. Begrif f-
lich löst die Vorschrift sich damit von der in der Rechtspre-
chung entwickelten Definition der Zustellung als die in ge
setzlicher Form erfolgte und beurkundete Über gabe eines
Schriftstücks. In § 182 Abs. 1 Satz 1 ZPO-E wird klar -
gestellt, dass die Beurkundung nur dem Nachweis der Zu-
stellung dient; sie ist kein notwendiger (konstitutiver) Be-
standteil der Zustellung. Zustellungszweck soll es sein, dem
Adressaten angemessene Gelegenheit zur Kenntnisnahme
des Schriftstücks zu verschaffen. Den Nachweis der Zustel-
lung und ihres Zeitpunktes kann der Zustellende durch die
in den einzelnen V orschriften hierfür vor gesehenen Beur -
kundungen, aber auch in anderer Weise führen. Der Zustel-
lungsurkunde kommt aber wegen ihrer Beweiskraft als öf-
fentlicher Urkunde (§ 182 Abs. 1 Satz 2 ZPO-E) auch künf-
tig eine herausragende Bedeutung für den Nachweis einer
Zustellung zu. Die Definition der Zustellung als die in ge
setzlicher Form zu bewirkende Bekanntgabe eines Schrift-
stücks an den Empfänger erlaubt es, technische Möglichkei-
ten moderner Kommunikationsdienste für die Übermittlung
zu nutzen.

 

Zu Absatz 2

 

Die Regelungen über die Zustellung von Amts wegen ent-
halten keine Vorschriften, welche Schriftstücke in welchen
Fällen zuzustellen sind. Auf eine Aufzählung wird an dieser
Stelle bewusst verzichtet. Auch künftig soll durch Gesetz
im Zusammenhang mit den jeweiligen Verfahrensvorschrif-
ten und nicht zusammenfassend im Bereich der allgemeinen
Zustellungsvorschriften bestimmt werden, welches Schrift-
stück zuzustellen ist.

Den Bedürfnissen der Praxis folgend, soll ein Schriftstück,
dessen Zustellung im Gesetz nicht vor geschrieben ist, auch
dann von Amts wegen zugestellt werden können, wenn das
Gericht dies im Rahmen seines pflichtgemäßen Ermessen
für geboten erachtet. Nähere Bestimmungen zur Ausübung
dieses Ermessens sind wegen der Unterschiedlichkeit mög-
licher Fallgestaltungen nicht praktikabel.
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Das Merkmal „Schriftstück“ enthält keine Aussage darüber,
in welcher Form (Urschrift, Ausfertigung oder beglaubigte
Abschrift) das Schriftstück zuzustellen ist. Die Entschei-
dung dieser Frage bleibt der jeweiligen materiell- oder pro-
zessrechtlichen Vorschrift vorbehalten.
Die Vorschriften über die Zustellung von Amts wegen gel-
ten auch für die Zustellung im Parteibetrieb, soweit dafür
nicht ausnahmsweise anderes vor geschrieben ist. Spezielle
Vorschriften für die Zustellung auf Betreiben der Parteien
enthalten die §§ 191 bis 195 ZPO-E.

 

Zu § 167

 

Die Vorschrift über Rückwirkung bei Zustellung von Amts
wegen (bisher § 270 Abs. 3 ZPO) wird aus Gründen der Ge-
setzessystematik in das Verfahren bei Zustellung von Amts
wegen eingefügt. Sie ersetzt auch den bisherigen § 207
ZPO. Soweit für bestimmte Zustellungsarten auf Betreiben
der Parteien die Rückwirkung auf den Zeitpunkt der An-
bringung des Gesuchs (bisher § 207 Abs. 2 ZPO) eintreten
soll, bedarf es keiner gesonderten Regelung; in diesem Falle
ist § 167

 

 

 

ZPO-E entsprechend anzuwenden.

 

Zu § 168

 

Die Vorschrift stellt klar , dass die Geschäftsstelle (§ 153
GVG) grundsätzlich für die Zustellung zu sorgen hat. Sie ist
jedoch an richterliche Weisungen, wie beispielsweise nur ei-
genhändige Zustellung an den Adressaten, ebenso gebunden
wie an die gerichtliche Anordnung der Zustellung im Aus-
land oder der öffentlichen Zustellung.

 

Zu Absatz 1

 

Die Geschäftsstelle kann dem Adressaten das zuzustellende
Schriftstück an der Amtsstelle aushändigen (§ 173 ZPO-E)
oder gegen Empfangsbekenntnis oder durch Einschreiben
mit Rückschein übermitteln (§§ 174, 175 ZPO-E). Alterna-
tiv kann die Geschäftsstelle die Post oder einen Justizbe-
diensteten mit der Ausführung beauftragen. Bei der Aus-
wahl des Zustellungsor gans hat die Geschäftsstelle grund-
sätzlich Ermessen. Sie muss den einfachsten und kosten-
günstigsten Weg wählen. Dabei sind die Erfolgsaussichten
des Zustellungsversuchs zu berücksichtigen, aber auch z. B.
die Personalkapazitäten bei der Zustellung durch Justizbe-
dienstete. Bei der Zustellung an einen Gefangenen wird re-
gelmäßig ein Bediensteter der Justizvollzugsanstalt mit der
Zustellung beauftragt werden.
Mit dem Merkmal „Justizbediensteter“ wird klar gestellt,
dass die Geschäftsstelle nicht nur – wie nach geltendem
Recht – einen Gerichtswachtmeister , sondern auch andere
geeignete Bedienstete des Gerichts oder der Staatsanwalt-
schaft mit der Ausführung der Zustellung beauftragen kann.
Einer besonderen Erwähnung des Beamten der Strafvoll-
zugseinrichtung bei der Zustellung an einen Gefangenen
(§ 211 Abs. 1 Satz 1 ZPO) bedarf es damit nicht mehr . Die
Regelung entspricht dem geltenden § 50 Abs. 3 des Arbeits-
gerichtsgesetzes.
Das Merkmal „Post“ wird legal definiert. Es erfasst jede
nach § 33 Abs. 1 des Postgesetzes vom 22. Dezember 1997
(BGBl. I S. 3294) mit Zustellungsaufgaben beliehenen Un-
ternehmer.

Den Zustellungsauftrag an die Post erteilt die Geschäfts-
stelle auf einem hierfür vor gesehenen Vordruck. Zur V er-
wendung einheitlicher Vordrucke für das Zustellungsverfah-
ren wird auf die Begründung zu § 190 ZPO-E verwiesen.

 

Zu Absatz 2

 

Ist in Einzelfällen die Zustellung nach Absatz 1 durch die
Geschäftsstelle oder die Post nicht möglich und verspricht
auch die Zustellung durch einen Justizbediensteten keinen
Erfolg, kann der V orsitzende des Prozessgerichts den Ge-
richtsvollzieher oder eine andere Behörde mit der Ausfüh-
rung der Zustellung beauftragen. Die beauftragte Behörde
und der Gerichtsvollzieher werden in diesem Falle als ge-
setzliches Zustellungsor gan für die Zustellung von Amts
wegen tätig. Diese V orschrift ist beispielsweise notwendig
für die Zustellung auf Schif fen, die im Bereich der Binnen-
schifffahrt bisher gewohnheitsrechtlich durch die W asser-
schutzpolizei erfolgte, oder für die Zustellung an Personen
ohne festen Wohnsitz, deren Aufenthaltsort jedoch bekannt
ist. Soweit der Gerichtsvollzieher mit der Ausführung der
Zustellung von Amts wegen beauftragt wird, bedarf es da-
mit nicht mehr eines Auftrages der Justizverwaltungsbe-
hörde nach § 24 Abs. 2 der Gerichtsvollzieherordnung. Das
gerichtliche Ermessen findet seine Grenze dort, wo die Zu
stellung einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten
würde, beispielsweise in einem Mahnverfahren über gering-
fügige Geldforderungen, in dem der Aufwand einer Zustel-
lung durch den Gerichtsvollzieher oder eine andere Behörde
den W ert der geltend gemachten Forderung übersteigen
würde. Die Ausführung der Zustellung erfolgt nach §§ 177
bis 181 ZPO-E.

 

Zu § 169

Zu Absatz 1

 

Die Vorschrift übernimmt die Regelung des § 213a ZPO. Da
der Gläubiger bei der Zustellung von Amts wegen das Da-
tum der Zustellung nicht kennt, dieses Datum aber ggf.
nachweisen muss, um die Zwangsvollstreckung zu begin-
nen, bescheinigt die Geschäftsstelle wie bisher auf Antrag
den Zeitpunkt der Zustellung. Ein Verzicht auf das Antrags-
erfordernis könnte zur Folge haben, dass auch nicht erfor -
derliche Zustellungsbescheinigungen (z. B. über die Ladung
von Zeugen) erteilt werden. Im Übrigen bereitet die Antrag-
stellung, die formularmäßig in der Klageschrift erfolgt, nur
geringen Aufwand.

 

Zu Absatz 2

 

Absatz 2 regelt die Beglaubigungsbefugnis der Geschäfts-
stelle (bisher § 210 ZPO) und des Anwalts (bisher § 170
Abs. 2 ZPO).

 

Zu § 170

 

Die Vorschrift stellt klar, wer Zustellungsadressat ist, wenn
die Person, der zugestellt werden soll, nicht prozessfähig
oder keine natürliche Person ist.

 

Zu Absatz 1

 

Satz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 171 Abs. 1
ZPO. Der neue Wortlaut trägt der Tatsache Rechnung, dass
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die Regelung für alle Zustellungen gilt. Der bisherige Wort-
laut, der auf die Parteien abstellte, ist zu eng.

Satz 2 stellt klar, dass eine Zustellung an die nicht prozess-
fähige Person unwirksam ist.

 

Zu Absatz 2

 

Die Regelung entspricht weitgehend dem bisherigen § 171
Abs. 2 ZPO. Da die Aufzählung im bisherigen § 171 Abs. 2
ZPO (Behörden, Gemeinden und Korporationen sowie Ver-
eine, die als solche klagen und verklagt werden können) oh-
nehin nicht im strengen W ortsinn verstanden, sondern weit
ausgelegt wird und der entsprechende § 7 Abs. 2 VwZG ab-
weichend die Merkmale „Behörden, juristische Personen,
nicht rechtsfähige Personenvereinigungen und Zweckver -
mögen“ verwendet, wird künftig nur darauf abgestellt, dass
die Zustellung nicht an eine natürliche Person erfolgt. Ist die
nicht prozessfähige Person oder Personengesamtheit keine
natürliche Person, kann die Zustellung statt an ihren gesetz-
lichen V ertreter auch an den „Leiter“ gerichtet werden.
Durch den Begrif f „Leiter“ soll der bis auf die Finanzver -
waltung ungebräuchliche Begriff „Vorsteher“ des geltenden
Rechts ohne inhaltliche Änderung ersetzt werden. Zuzustel-
len ist jeweils an den Leiter der gesamten Behörde etc.,
nicht etwa an den Leiter einer Untergliederung des Adressa-
ten.

 

Zu Absatz 3

 

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 171 Abs. 3 ZPO.

 

Zu § 171

 

Diese V orschrift stellt der geltenden Rechtslage folgend
klar, dass an den rechtsgeschäftlich bestellten V ertreter mit
gleicher Wirkung wie an den V ertretenen selbst zugestellt
werden kann. Die bisherige Regelung des § 173 ZPO, die
ihrem Wortlaut nach eine wirksame Zustellung nur beim
Generalbevollmächtigten sowie in den durch den Betrieb ei-
nes Handelsgewerbes hervor gerufenen Rechtsstreitigkeiten
an den Prokuristen vorsah, ist überholt.

Für die Wirksamkeit der Zustellung an den rechtsgeschäftli-
chen Vertreter ist entscheidend, dass im Zeitpunkt der Zu-
stellung eine wirksame schriftliche Vollmacht vorliegt.

Die V orschrift erfasst damit sowohl den Generalbevoll-
mächtigten eines großen Unternehmens als auch den Nach-
barn, der nur für die Entgegennahme von Postsendungen
schriftlich bevollmächtigt ist.

Es wird bewusst nicht darauf abgestellt, dass die Vertretung
vorher dem Gericht angezeigt wurde. Auch Fälle, in denen
die Vertretung erstmals dem die Zustellung Ausführenden,
insbesondere dem Postbediensteten, angezeigt wird, sollen
erfasst werden. Hierdurch werden Schwierigkeiten in Fäl-
len, in denen der Zustellungsadressat einen Dritten, der
nicht als Ersatzempfänger in Betracht kommt, beispiels-
weise den Nachbarn, zur Entgegennahme eines zuzustellen-
den Schriftstücks ermächtigt hat, aufgefangen. Zu Recht ha-
ben sich Bürger darüber beschwert, dass das geltende Recht
die Aushändigung des zuzustellenden Schriftstückes an ei-
nen Dritten mit rechtsgeschäftlicher V ollmacht, die aller -
dings dem Gericht nicht angezeigt worden war , mit der
Folge nicht zuließ, dass das Schriftstück bei der Post nieder-

gelegt wurde. Der Postbedienstete konnte das zuzustellende
Schriftstück dem Dritten am Zustellungsort nicht aushändi-
gen; dieser konnte es jedoch bei der Post nach Niederlegung
dort abholen. Dieser zusätzliche Aufwand stellt eine über -
flüssige Belastung der Bü ger dar. Zugleich soll mit dieser
Vorschrift die in diesen Fällen nach geltendem Recht erfor -
derliche Ersatzzustellung spürbar verringert werden.

Der Zusteller braucht keine Ermittlungen darüber anzustel-
len, ob ein Dritter bevollmächtigt ist oder die ihm vor ge-
legte Vollmacht ordnungsgemäß ist. Er wird von seinem Er-
messen, an den V ertreter zustellen zu können, regelmäßig
aber dann keinen Gebrauch machen, wenn er Zweifel an der
Echtheit der Vollmacht hat.

 

Zu § 172

 

Die bisherigen §§ 176, 178 und 210a Abs. 1 ZPO werden
im Kern in dem neuen § 172 ZPO-E zusammengefasst.

 

Zu Absatz 1

 

Die Regelung entspricht den bisherigen §§ 176, 178 ZPO.

 

Zu Absatz 2

 

Die Regelung entspricht weitgehend § 210a Abs. 1 ZPO.
Sie sieht drei aufeinander abgestimmte Fallgruppen vor .
Grundsätzlich ist ein Schriftsatz, durch den ein Rechtsmittel
eingelegt wird, dem Prozessbevollmächtigten des Rechtszu-
ges zuzustellen, dessen Entscheidung angefochten wird.
Wurde für den Rechtsmittelzug bereits ein Zustellungsbe-
vollmächtigter benannt, ist diesem zuzustellen. Der Partei
ist selbst zuzustellen, wenn sie in dem vorangegangenen
Rechtszug nicht durch einen Prozessbevollmächtigten ver -
treten war und für den Rechtsmittelrechtszug keinen Pro-
zessbevollmächtigten bestellt hat. Die Zustellung durch
Aufgabe zur Post ist in einem solchen Falle nicht mehr vor -
gesehen, da die V erpflichtung einer im Inland wohnende
Person zur Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten
nicht mehr besteht. W ohnt die Partei nicht im Inland, gilt
§ 183 ZPO-E.

 

Zu § 173

 

Die Vorschrift entspricht im W esentlichen dem geltenden
§ 212b ZPO.

Das Merkmal „an der Amtsstelle“ stellt klar, dass die Über-
gabe nicht nur in der Geschäftsstelle, sondern in jedem
Dienstraum des Gerichts, aber auch an solchen Orten erfol-
gen kann, an denen gerichtliche Tätigkeit ausgeübt werden
kann, beispielsweise im Bereich des V ormundschaftsge-
richts, das vielfach Entscheidungen außerhalb der Gerichts-
räume (z. B. Bezirkskrankenhaus, Behinderteneinrichtung,
Altenheim) trif ft. Aushändigen kann der Urkundsbeamte
der Geschäftsstelle oder der von dem Urkundsbeamten mit
der Ausführung der Zustellung beauftragte Bedienstete. Der
Vermerk über die Aushändigung ersetzt als Nachweis die
Zustellungsurkunde. Eine Aushändigung durch den Richter
selbst ist ohne nähere Erwähnung zulässig. W ird die Über -
gabe in das gerichtliche Protokoll aufgenommen, so ersetzt
diese höherwertige Form der Beurkundung den in der V or-
schrift vorgesehenen Vermerk.
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Zu § 174

 

Die Vorschrift knüpft an die in der Zustellungspraxis der
Gerichte und der Behörden bewährte Zustellung gegen
Empfangsbekenntnis (§ 212a ZPO) an. Sie erweitert prakti-
schen Bedürfnissen der Rechtsprechung folgend den Adres-
satenkreis dieser Zustellungsform und eröffnet die Möglich-
keit, die Mittel der modernen Bürokommunikation für die
Zustellung zu nutzen. Einer möglichen Fehleranfälligkeit,
die sich anfangs in der gerichtlichen Zustellungspraxis erge-
ben könnte, wird durch die Mitwirkungshandlung des Emp-
fängers wirksam begegnet.

 

Zu Absatz 1

 

Die Zustellung gegen Empfangsbekenntnis ist nach gelten-
dem Recht zulässig an eine Behörde, eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts oder an bestimmte, in § 212a ZPO ge-
nannte Personen, von denen die Rücksendung des Emp-
fangsbekenntnisses erwartet werden kann. An die positiven
Erfahrungen der gerichtlichen Praxis anknüpfend, wird die-
ser Personenkreis erweitert und generell auf Personen er -
streckt, bei denen aufgrund ihres Berufes von einer erhöhten
Zuverlässigkeit ausgegangen werden kann. Einzelne Be-
rufsgruppen (Anwälte, Notare, Gerichtsvollzieher und Steu-
erberater) werden beispielhaft aufgezählt; der gerichtlichen
Praxis bleibt es überlassen, welche weiteren Berufsgruppen
an dieser Form der Zustellung teilnehmen werden können.
Damit wird eine flexible und auch den besonderen Bedürf
nissen der Fachgerichtsbarkeiten genügende Anwendung
möglich. Ob im Einzelfall dem Adressaten in dieser verein-
fachten Form oder mit der „sicheren“ Zustellungsurkunde
zugestellt wird, liegt im Ermessen der Geschäftsstelle.

An alle Personen die Zustellung gegen Empfangsbekenntnis
zuzulassen, ist derzeit nicht möglich, da eine Mitwirkung
bei der Zustellung nicht generell von allen erwartet werden
kann. Damit bestünde die Gefahr, dass der Zustellungsemp-
fänger aus Nachlässigkeit oder böswillig das Empfangsbe-
kenntnis nicht zurücksendet. Das kann die Geschäftsstelle
erst nach einer angemessenen Frist, innerhalb derer der Ein-
gang des Empfangsbekenntnisses erwartet werden kann,
feststellen. Dann müsste die Geschäftsstelle erneut auf an-
derem W ege die Zustellung veranlassen. Dies bedeutete
Verzögerungen und erheblichen Mehraufwand bei der Zu-
stellung.

Das schriftliche Empfangsbekenntnis des Adressaten oder
seines zur Entgegennahme eines zuzustellenden Schriftstü-
ckes bevollmächtigten V ertreters dient wie bisher dem
Nachweis der Zustellung. Die Form des Empfangsbekennt-
nisses, insbesondere die Beifügung eines vor gefertigten
Empfangsbekenntnisses, schreibt das Gesetz nicht vor . Der
Empfang kann wie bisher auch in einem Schriftsatz, in wel-
chem auf das übermittelte Schriftstück Bezug genommen
wird, bestätigt werden. Für die W irksamkeit der Zustellung
ist entscheidend, dass der Adressat schriftlich bestätigt, das
empfangene Schriftstück zu einem bestimmten Zeitpunkt
mit dem Willen entgegengenommen zu haben, es als zuge-
stellt gelten zu lassen.

 

Zu Absatz 2

 

Diese Vorschrift eröffnet die Möglichkeit, die Mittel moder-
ner Bürokommunikation für die Ausführung der förmlichen

Zustellung eines Schriftstücks zu nutzen. W enn auch die
herkömmlichen Briefzustelldienstleistungen durch Postun-
ternehmen auf lange Sicht für die gerichtliche Zustellung
maßgebliche Bedeutung haben werden, so bietet die T ele-
kommunikationstechnik doch bereits derzeit geeignete und
sichere Möglichkeiten, um die Ausführung der Zustellung
zu vereinfachen und den derzeit noch erheblichen V erwal-
tungsaufwand zu verringern. Die Vorschrift unterstellt, dass
Personen, die ein Schriftstück als zugestellt akzeptieren,
wenn es sie als einfacher Brief oder über ein Abholfach er -
reicht, in gleicher Weise mitwirken, wenn ihnen das Schrift-
stück auf dem W ege der T elekopie (T elefax) übermittelt
wird.

Die Zustellung gilt als bewirkt, wenn der Adressat bestätigt,
das ihm als Telekopie übermittelte Schriftstück erhalten und
zu einem bestimmten Zeitpunkt als zugestellt entgegenge-
nommen zu haben. Das Empfangsbekenntnis kann er in der
Weise erteilen, wie das Absatz 1 vorsieht. Der Adressat
kann das Empfangsbekenntnis aber auch als T elekopie an
die Geschäftsstelle des Gerichts übermitteln. In diesem
Falle genügt anstelle der Unterschrift des Adressaten die
Kopie der Unterschrift.

Die Zustellung durch Telekopie soll mit einem Vorblatt ein-
geleitetet werden, das den deutlichen Hinweis auf eine
förmliche Zustellung gegen Empfangsbekenntnis enthält.
Auf diese Weise soll der Adressat in gleicher Weise wie der
Empfänger eines durch die Post über gebenen Zustellungs-
briefes deutlich erkennen können, dass ihm ein Gericht oder
eine Staatsanwaltschaft ein Schriftstück zum Zwecke der
Zustellung übermittelt. Bei dem Personenkreis, dem durch
Telekopie zugestellt werden kann, ist davon auszugehen,
dass dieser Hinweis ausreicht, um die Bedeutung dieser
Übermittlung zu erkennen und auf sie zu reagieren. Auf
dem Vorblatt soll das absendende Gericht, der Name und
die Anschrift des Zustellungsadressaten sowie der Name
des Justizbediensteten vermerkt werden, der das Schrift-
stück zur Übermittlung aufgegeben hat.

Zum Nachweis, dass eine Zustellung durch T elekopie ein-
geleitet worden ist, vermerkt der mit der Übermittlung be-
auftragte Justizbedienstete in den Akten, dass das Schrift-
stück richtig und vollständig zur Zustellung aufgegeben
wurde, unter welcher Anschrift und wann das geschehen ist.

 

Zu Absatz 3

 

Absatz 3 erfasst jene Fälle, in denen die zuzustellende Ent-
scheidung auf elektronischen Datenträgern (Festplatte/Dis-
kette) gespeichert ist. Das betrifft generell Verfahren, in de-
nen elektronische Akten geführt werden und in denen des-
halb die zuzustellende Entscheidung als nur maschinell les-
bar auf einem elektronischen Datenträger gespeichert und
ihr Papierausdruck nicht vor gesehen ist. Diesen Fall sehen
die gerichtlichen V erfahrensordnungen derzeit noch nicht
vor. Die Vorschrift erlangt aber für das gerichtliche Zustel-
lungsverfahren bereits jetzt eine praktische Bedeutung in
den Verfahren, in denen ein Schriftstück mit einem Schreib-
programm verfasst wurde und auf der Festplatte des Com-
puters oder auf einer Diskette gespeichert ist. In diesem
Falle ist es künftig möglich, anstatt zunächst ein Schrift-
stück auszudrucken und dessen Ausfertigung nach Absatz 1
oder die Kopie nach Absatz 2 zu übermitteln, das gespei-
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cherte Schreiben als elektronische Post (E-Mail) direkt an
den Adressaten zum Zwecke der Zustellung zu senden.

Das elektronische Dokument ist von dem mit der Ausfüh-
rung der Zustellung beauftragten Bediensteten mit einer
elektronischen Signatur zu versehen. W elche elektronische
Signatur im Einzelfall mit dem elektronischen Dokument
verknüpft wird, entscheidet die absendende Stelle. Im All-
gemeinen kann eine einfache elektronische Signatur ausrei-
chend sein, wenn beispielsweise bei T erminsladungen die
Authentizität des elektronischen Dokumentes gesichert wer-
den soll. Der Adressat kann in diesem Falle eindeutig fest-
stellen, welche Stelle das elektronische Dokument abgesen-
det hat. Eine qualifizierte Form ist dann erforderlich, wen
die elektronische Signatur nicht nur die Authentizität des
Absenders erkennen lassen, sondern auch sichern soll, dass
der Inhalt der Erklärung während des Übertragungsvor gan-
ges nicht unerkannt verändert wurde.

Das in dem Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Anpas-
sung der Formvorschriften des Privatrechts an den moder -
nen Rechtsgeschäftsverkehr erörterte Problem, eine gesetz-
lich vor geschriebene Schriftform durch eine elektronische
Form und eine eigenhändige Unterschrift durch eine elek-
tronische Signatur zu ersetzen, wird durch Absatz 3 nicht
berührt. Die nach Satz 2 mit dem elektronischen Dokument
zu verbindende elektronische Signatur ersetzt eine Unter -
schrift nicht. Die Vorschrift setzt vielmehr voraus, dass das
zuzustellende elektronische Dokument nicht nur ein Ent-
wurf ist und erst dann zugestellt wird, wenn die für die
Wirksamkeit der Entscheidung maßgeblichen Formvor -
schriften eingehalten sind. Insoweit gilt, wie bei der Zustel-
lung eines Schriftstücks nach Absatz 1 und 2 oder nach
§ 176 ZustRG-E, dass die Geschäftsstelle die ordnungsge-
mäße Durchführung einer Zustellung zu überwachen hat.

Die elektronische Signatur belässt den zu übermittelnden
Text selbst unverschlüsselt, er bleibt daher auch während
der Übermittlung frei leserlich. Um die V ertraulichkeit der
Übermittlung und den Schutz darin enthaltener personenbe-
zogener Daten zu sichern, ist das elektronische Dokument
daher in geeigneter Weise gegen unbefugte Kenntnisnahme
Dritter zu sichern.

Das elektronische Dokument gilt dann als zugestellt, wenn
der Adressat bestätigt, die Datei erhalten und zu einem be-
stimmten Zeitpunkt als zugestellt entgegengenommen zu
haben. Das Empfangsbekenntnis kann als elektronisches
Dokument, aber auch in einer in Absatz 1 und 2 vor gesehe-
nen Form, erteilt werden.

 

Zu § 175

 

Die im V erwaltungszustellungsgesetz vor gesehene Zustel-
lung durch die Post mit eingeschriebenem Brief (§ 4 VwZG)
wird vom Ansatz her in das gerichtliche Zustellungsverfah-
ren übernommen. Damit wird zugleich die mit dem Europä-
ischen Zustellungsübereinkommen, das von den Justiz-
ministern der Mitgliedstaaten der Europäischen Union am
26. Mai 1996 unterzeichnet worden ist, eingeleitete Ent-
wicklung, innerhalb der Mitgliedstaaten unmittelbar durch
die Post zustellen zu können, für die Zustellung im Inland
berücksichtigt (vgl. hierzu Begründung zu § 183 Abs. 1
ZPO-E). Die Rechtslage bei der gerichtlichen Zustellung im

Inland wird insoweit der bereits geltenden Auslandszustel-
lung in Strafverfahren gemäß § 37 Abs. 2 StPO angeglichen.

Die Zustellung durch Einschreiben mit Rückschein ist eine
eigenständige Form der Zustellung. Sie ist mit Über gabe
des Einschreibebriefes an den Adressaten wirksam vollzo-
gen. Die von einzelnen Postdienstleistungsunternehmen an-
gebotene Leistungsart „Einwurf-Einschreiben“ kommt aus
diesem Grunde und weil sie keinen Nachweis durch Rück-
schein vorsieht, für die förmliche Zustellung nicht in Be-
tracht. Ist eine Übergabe an den Adressaten, seinen Ehepart-
ner oder Postbevollmächtigten nicht möglich, kann bei-
spielsweise nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen
der Deutschen Post AG der eingeschriebene Brief einem Er-
satzempfänger ausgehändigt werden. Als Ersatzempfänger
sehen diese AGB die Familienangehörigen des Adressaten,
eine in der Wohnung oder in dem Betrieb des Adressaten re-
gelmäßig beschäftigte Person, von der angenommen werden
kann, dass sie zur Entgegennahme berechtigt ist und den
Postbevollmächtigten vor. Die Übergabe an den Ehepartner
oder Postbevollmächtigten des Adressaten sowie an Ersatz-
empfänger ist ausgeschlossen, wenn der eingeschriebene
Brief den Vermerk „Eigenhändig“ trägt. Der Zugang des zu-
zustellenden Schriftstückes an den Adressaten oder an einen
Ersatzempfänger wird durch den Rückschein nachgewiesen.
Der Rückschein ist im Gegensatz zu der Zustellungsur -
kunde (§ 182 Abs. 1 ZPO-E) keine öffentliche Urkunde.

Verweigert der Adressat oder der Ersatzempfänger die An-
nahme der Einschreibesendung, wird sie an den Absender
als unzustellbar zurückgeschickt.

Die Geschäftsstelle hat zu prüfen, ob eine Zustellung gegen
Einschreiben mit Rückschein auch unter Berücksichtigung
der Kosten am besten geeignet ist, den Zustellungserfolg
herbeizuführen oder eine andere Zustellungsform zu wählen
ist.

 

Zu § 176

 

Ist eine Zustellung nach §§ 173 bis 175 ZPO-E nicht mög-
lich oder nicht angebracht, kann die Geschäftsstelle die Post
oder einen Justizbediensteten, und wenn die Ausführung der
Zustellung durch die Post oder einen Justizbediensteten kei-
nen Erfolg verspricht, der V orsitzende des Prozessgerichts
einen Gerichtsvollzieher oder eine andere Behörde mit der
Zustellung gemäß §§ 177 bis 181 ZPO-E beauftragen. Diese
Form der Zustellung bietet die größtmögliche Sicherheit.
Sie wird durch eine öf fentliche Urkunde dokumentiert
(§ 182 Abs. 1 ZPO-E).

Im Einzelnen entspricht die V orschrift im W esentlichen
§ 211 Abs. 1 ZPO. Sie erweitert jedoch nach dem V orbild
des § 50 Abs. 3 Arbeitsgerichtsgesetz den Kreis der Perso-
nen, die von der Geschäftsstelle mit der Ausführung einer
Zustellung beauftragt werden können. Die Beschränkung
auf den Gerichtswachtmeister bereitet in der gerichtlichen
Praxis zunehmend Schwierigkeiten.

 

Zu Absatz 1

 

Die Regelung, dass das zuzustellende Schriftstück der Post,
dem Justizbediensteten oder der ersuchten Behörde in ei-
nem verschlossenen Briefumschlag zu über geben ist, dient
dem Schutz der Persönlichkeitssphäre des Empfängers. Es
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soll grundsätzlich keine Möglichkeit bestehen, aus dem
Umschlag auf den Inhalt zu schließen. Der Briefumschlag
und der beizufügende vorbereitete V ordruck einer Zustel-
lungsurkunde müssen den hierfür vorgesehenen Vordrucken
entsprechen. Zur V erwendung einheitlicher V ordrucke für
das Zustellungsverfahren wird auf die Begründung zu § 190
ZPO-E verwiesen.
Zu Absatz 2

Wird der Gerichtsvollzieher mit der Ausführung der Zustel-
lung beauftragt, wird ihm das Schriftstück of fen zugeleitet.
Dem Gerichtsvollzieher obliegt in diesem Falle auch die
weitere Vorbereitung der Zustellung. Damit soll die bishe-
rige, auf die Geschäftsanweisung für Gerichtsvollzieher
(GVGA) gestützte V erfahrensweise beibehalten werden
können.
Zu Absatz 3

Die Ausführung der Zustellung hat nach §§ 177 bis 181
ZPO-E zu erfolgen. W ird die Post mit der Ausführung der
Zustellung beauftragt, handelt sie insoweit als beliehener
Unternehmer hoheitlich (§ 33 Abs. 1 PostG). Anweisungen
der Geschäftsstelle, wie die Anordnung einer persönlichen
Zustellung, sind zu beachten.

Zu § 177

Wie im geltenden Recht (§ 180 ZPO) kann die Zustellung
grundsätzlich an jedem Ort erfolgen, an dem die Person an-
getroffen wird, der zugestellt werden soll. Die Vorschrift er-
laubt jedoch keine Zustellung bei unangemessenen Gele-
genheiten und zu allgemein unpassender Zeit. Da der Zu-
stellungsadressat dem Zustellenden nur ausnahmsweise per-
sönlich bekannt sein dürfte, wird die Zustellung unter der
auf dem Umschlag angegebenen W ohnungs- oder Ge-
schäftsanschrift der Regelfall bleiben.
Verweigert der Zustellungsadressat, dem außerhalb seiner
Wohnung oder außerhalb eines Geschäftsraums zugestellt
werden soll, unberechtigt die Annahme des zuzustellenden
Schriftstücks, gilt § 179 Satz 2 und 3 ZPO-E.

Zu § 178

Die Vorschrift regelt die Ersatzzustellung nunmehr einheit-
lich. Die nach geltendem Recht bestehende Unterscheidung
zwischen der Ersatzzustellung in der W ohnung (§ 181
ZPO), in dem Geschäftsraum (§ 183 ZPO) oder bei juristi-
schen Personen (§ 184 ZPO) wird aufgegeben.
Zu Absatz 1

Gemeinsame V oraussetzung für die Ersatzzustellung ist,
dass der Zustellungsadressat nicht angetroffen wird. Das ist
auch dann der Fall, wenn der Betref fende in der Wohnung,
in dem Geschäftsraum oder in der Gemeinschaftseinrich-
tung zwar anwesend, aber zum Beispiel wegen Erkrankung
oder wegen unabwendbarer Dienstgeschäfte an der An-
nahme verhindert ist.
Nummer 1 regelt die Ersatzzustellung in der W ohnung. An
§ 181 Abs. 1 ZPO anknüpfend, kann das zuzustellende
Schriftstück in der W ohnung an eine zu der Familie gehö-
rende erwachsene Person oder an eine in der Familie be-
schäftigte Person über geben werden. Diese V orschrift un-

terstellt mit Blick auf die Familienzugehörigkeit oder die
vertragliche Bindung zur Familie bei dem genannten Per -
sonenkreis ein solches Vertrauensverhältnis zu dem Zustel-
lungsadressaten, das die W eitergabe der zuzustellenden
Sendung an den Adressaten erwarten lässt. Dieses auf der
Familienzugehörigkeit beruhende V ertrauensverhältnis
rechtfertigt es auch, das zuzustellende Schriftstück einem
Familienangehörigen auszuhändigen, der in der W ohnung
des abwesenden oder an der Annahme verhinderten Zustel-
lungsadressaten angetrof fen wird, dort aber nicht ständig
wohnt. Das Merkmal „Hausgenosse“ (§ 181 Abs. 1 ZPO)
wird damit aufgegeben.

Die Vorschrift erweitert den Kreis der empfangsberechtigten
Personen auch auf Personen, die mit dem Adressaten in ei-
ner gemeinsamen Wohnung wohnen. Das Merkmal des ge-
meinsamen Zusammenwohnens dokumentiert ein besonde-
res Vertrauensverhältnis, das in vergleichbarer Weise wie bei
der Familienzugehörigkeit die ersatzweise Über gabe eines
zuzustellenden Schriftstücks an diese Person rechtfertigt.

Nummer 2 erfasst die Ersatzzustellung in einem Geschäfts-
raum des Zustellungsadressaten. Das betrif ft insbesondere
die Zustellung an einen Gewerbetreibenden (bisher § 183
Abs. 1 ZPO), einen Rechtsanwalt, Notar und Gerichtsvoll-
zieher (bisher § 183 Abs. 2 ZPO) und die Zustellung in Ge-
schäftsräumen einer Behörde, einer Gemeinde, einer Korpo-
ration oder eines Vereins (bisher § 184 ZPO). Die Vorschrift
knüpft aber nicht an eine bestimmte Berufs- oder Gewer -
beausführung an, sie erfasst über die derzeitigen Rechtslage
hinausgehend alle Fälle, in denen ein Zustellungsadressat
einen Geschäftsraum unterhält und die Zustellung dort er -
folgen soll. Als Geschäftsraum ist nicht das Bürogebäude
mit allen Geschäftsräumen zu verstehen, sondern regelmä-
ßig der Raum, in dem sich der Publikumsverkehr abspielt
und zu dem der mit der Ausführung der Zustellung beauf-
tragte Bedienstete Zutritt hat, wenn er das Schriftstück ab-
gibt. T rifft der Bedienstete in diesem Geschäftsraum den
Zustellungsadressaten nicht an, kann er das zuzustellende
Schriftstück in diesem Raum an eine dort beschäftigte Per -
son übergeben. Das kann wie bereits gegenwärtig ein Ge-
werbegehilfe, ein Gehilfe oder eine Büro- oder Schreibkraft
eines Rechtsanwaltes, Notars oder Gerichtsvollziehers oder
ein Beamter oder Bediensteter sein. Aus dem Umstand, dass
der Geschäftsinhaber dem Beschäftigten das Geschäftslokal
überlässt, ist zu schließen, dass der Geschäftsinhaber dem
Beschäftigten auch das für Zustellungen notwendige V er-
trauen entgegenbringt.

Eine Einschränkung der Zustellung auf die gewöhnlichen
Geschäftsstunden, wie nach geltendem Recht in § 184
Abs. 1 ZPO vor gesehen, ist nicht mehr zeitgemäß. Mit der
Ausführung der Zustellung wird auch künftig überwiegend
die Post beauftragt werden. Für den Zustelldienst müssen
deshalb auch deren Betriebs- und Arbeitsor ganisation be-
rücksichtigt werden. Der Geschäftszeit des Zustellungs-
adressaten kann demgegenüber keine besondere Bedeutung
zukommen. Auch insoweit erfolgt eine Angleichung an die
Ersatzzustellung in der W ohnung. Ist eine Ersatzzustellung
in dem Geschäftsraum nicht möglich, sind wie bei einem er-
folglosen Zustellungsversuch in der W ohnung die weiteren
Formen der Ersatzzustellung, die Zustellung durch Einlegen
der Sendung in den zu dem Geschäftsraum gehörenden
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Briefkasten und wenn auch das nicht möglich ist, die Zu-
stellung durch Niederlegung möglich.
Nummer 3 regelt die Zustellung an Personen, die in einer
Gemeinschaftseinrichtung, beispielsweise einem Altenheim,
Lehrlingsheim, Arbeiterwohnheim, Krankenhaus, einer Ka-
serne u. ä. Einrichtung, wohnen. Ob die Einrichtung öf fent-
lich-rechtlich oder privatrechtlich verfasst ist, ist unerheb-
lich. Die Zustellung an den Leiter der Einrichtung oder einen
von ihm dafür ermächtigten V ertreter kann erst dann erfol-
gen, wenn die unmittelbare Zustellung an den Adressaten
nicht möglich ist.
Die in § 181 Abs. 2 ZPO bisher dem Vermieter oder den in
demselben Hause wohnenden Hauswirt eingeräumte Stel-
lung eines gesetzlichen Ersatzempfängers entspricht nicht
mehr den tatsächlichen Lebensverhältnissen. Die Zustellung
an Dritte, bei denen ein besonderes V ertrauensverhältnis
nicht ohne weiteres vermutet werden kann, ist unter dem
Schutz der Intimsphäre des Betrof fenen nicht unproblema-
tisch. Zum schützenswerten Bereich gehört auch, ob und
welche Post der Adressat erhält. Im Einzelfall kann die Er -
satzzustellung an den Hauswirt oder den V ermieter aus da-
tenschutzrechtlichen Problemen bedenklich sein, wenn sich
aus dem Aktenzeichen der Schriftstücke oder aus sonstigen
tatsächlichen Umständen weitere Rückschlüsse ziehen las-
sen. Wegen der in § 171 ZPO-E vorgesehenen Möglichkeit
der Zustellung an eine von dem Adressaten dazu bevoll-
mächtigte Person und der Neuregelung der Ersatzzustellung
wäre § 181 Abs. 2 ZPO in der Praxis bedeutungslos. Die
Vorschrift wird deshalb ersatzlos aufgehoben.
Zu Absatz 2

Die Zustellung an eine in Absatz 1 bezeichnete Person muss
unterbleiben, wenn die Person an dem Rechtsstreit als Geg-
ner der Partei, an welche die Zustellung gerichtet ist, betei-
ligt ist. Das entspricht der bisherigen Rechtslage (§ 185
ZPO).

Zu § 179

Der Zustellungsadressat und sein Vertreter haben grundsätz-
lich kein Annahmeverweigerungsrecht. Sie können die An-
nahme aber verweigern, wenn beispielsweise zu allgemein
unpassender Zeit und bei unangemessenen Gelegenheiten
zugestellt werden soll. Eine Berechtigung für eine Annah-
meverweigerung wäre gegeben bei einer Ersatzzustellung
an eine Person, die sich in der W ohnung des Zustellungs-
adressaten nur als Besucher aufhält und nicht der Familie
angehört, oder falls Zweifel über die Identität der als Zustel-
lungsadressat in Anspruch genommenen Person mit dem
auf dem Brief angegebenen Adressaten bestehen.
Liegt keine Berechtigung für eine Annahmeverweigerung
vor, kann durch Zurücklassen des zuzustellenden Schrift-
stücks in der W ohnung oder in dem Geschäftsraum zuge-
stellt werden. Das Zurücklassen soll in der W eise erfolgen,
dass das zuzustellende Schriftstück wie ein gewöhnlicher
Brief behandelt und zum Beispiel in einen zu der W ohnung
oder dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten eingewor-
fen wird. Diese Selbstverständlichkeit bedarf neben der Ver-
pflichtung, das Schriftstück zurückzulassen, keiner beson
deren gesetzlichen Regelung. Durch das Zurücklassen in
der Wohnung oder in dem Geschäftsraum soll dem Zustel-

lungsadressaten die Möglichkeit erhalten bleiben, seine An-
nahmeverweigerung nochmals zu überdenken und Kenntnis
vom Inhalt des Schriftstücks zu nehmen. V erweigert der
Adressat die Annahme in einer Gemeinschaftseinrichtung
oder an einem anderen Zustellungsort als dem der Wohnung
oder des Geschäftsraums, ist eine Zurücklassung des
Schriftstückes an diesem Ort nicht möglich. In solchen Fäl-
len wäre das zuzustellende Schriftstück dem ungehinderten
Zugriff Dritter preisgegeben und dem Betroffenen die Mög-
lichkeit einer Kenntnisnahme erschwert bzw . teilweise un-
möglich gemacht. Das Schriftstück ist in diesem Falle an
die absendende Stelle zurückzusenden.

Die Annahmeverweigerung und die Zurücklassung oder Zu-
rücksendung des Schriftstücks sind zu beurkunden. Dazu ist
der von der absendenden Stelle beigefügte V ordruck einer
Zustellungsurkunde zu verwenden. Mit der Annahmever -
weigerung gilt das Schriftstück als zugestellt.

Zu § 180

Ziel dieser V orschrift, einer der wesentlichen Neuregelun-
gen des Zustellungsrechts, ist es, den derzeit hohen Anteil
der Zustellungen durch Niederlegung spürbar zu reduzieren
und zugleich den Zugang der Sendung an den Adressaten zu
erleichtern und zu beschleunigen. Sie erweitert insbeson-
dere auch die Möglichkeiten der Ersatzzustellung in einem
Geschäftsraum. Dem in der Praxis häufig beklagten Miss
stand, dass die Ersatzzustellung im Geschäftsraum daran
scheiterte, dass während des Zustellgangs der Post Ge-
schäftsräume oftmals noch nicht geöffnet haben und für die-
sen Fall eine weitere Art der Ersatzzustellung gesetzlich
nicht vorgesehen war, wird abgeholfen.

Die Zustellung durch Einlegen des Schriftstücks in den zu
der Wohnung oder dem Geschäftsraum gehörenden Brief-
kasten kommt erst dann in Betracht, wenn Versuche der un-
mittelbaren Zustellung und die Ersatzzustellung nach § 178
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 ZPO-E erfolglos geblieben sind. In die-
sem Fall kann die Zustellung dadurch bewirkt werden, dass
die Sendung in den zur W ohnung oder zu dem Geschäfts-
raum gehörenden Briefkasten eingelegt wird. Die die Zu-
stellung ausführende Person muss sich zuvor davon über -
zeugen, dass der Briefkasten in einem ordnungsgemäßen
Zustand ist, insbesondere eindeutig beschriftet und dem
Adressaten zugeordnet ist. Ein ordnungsgemäßer Zustand
liegt beispielsweise nicht vor , wenn der Briefkasten über -
quillt und hierdurch ein Indiz besteht, dass er nicht regelmä-
ßig geleert wird. In diesem Falle ist das Schriftstück durch
Niederlegung gemäß § 181 ZPO-E zuzustellen. Anstelle ei-
nes Briefkastens kann die Sendung auch in eine ähnliche
Vorrichtung eingelegt werden, die der Adressat für den
Postempfang eingerichtet hat und die in der allgemein üb-
lichen Art für eine sichere Aufbewahrung geeignet ist. Zu
denken ist hier insbesondere an den Briefschlitz in der
Haustür eines Einfamilienhauses, der unter „Briefkasten“
nur schwer subsumiert werden könnte.

Der mit der Zustellung beauftragte Bedienstete beurkundet,
dass er eine Zustellung in der Wohnung oder im Geschäfts-
raum nicht ausführen konnte und deshalb die Sendung in
den Briefkasten oder eine ähnliche V orrichtung eingelegt
hat und wann das geschehen ist. Auf dem Umschlag des zu-
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zustellenden Schriftstückes vermerkt er das Datum der Zu-
stellung.

Ersatzzustellung durch Einlegen in den Briefkasten einer
Gemeinschaftseinrichtung ist nicht vor gesehen. Kann dem
Zustellungsadressaten das Schriftstück in der Gemein-
schaftseinrichtung nicht unmittelbar übergeben werden und
ist eine Ersatzzustellung an den Leiter der Einrichtung oder
einen dazu bevollmächtigten Vertreter nicht möglich, ist das
Schriftstück durch Niederlegung gemäß § 181 ZPO-E zuzu-
stellen.

Zu § 181

Die Vorschrift regelt die Ersatzzustellung durch Niederle-
gung. Sie entspricht im W esentlichen dem geltenden Recht
(§ 182 ZPO), sieht jedoch einige Änderungen vor . Im Ein-
zelnen:

Zu Absatz 1

Die Zustellung durch Niederlegung kann erst dann erfolgen,
wenn andere Formen der Ersatzzustellung nicht möglich
oder erfolglos waren. W ie nach geltendem Recht kann das
Schriftstück auf der Geschäftsstelle des Amtsgerichts, in
dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt oder an diesem
Ort bei dem Leiter der Polizeidienststelle nieder gelegt wer-
den. Wurde ein gemäß § 33 Abs. 1 des Postgesetzes belie-
hener Unternehmer mit der Ausführung einer Zustellung be-
auftragt, kann das Schriftstück an einer von diesem Unter -
nehmen dafür bestimmten Stelle niedergelegt werden. Diese
Stellen hat das Unternehmen im Hinblick auf die Größe sei-
nes Lizenzbereiches in ausreichender Zahl einzurichten, mit
fachlich geeigneten und persönlich zuverlässigen Mitarbei-
tern zu besetzen und so auszustatten, dass eine sichere Auf-
bewahrung des nieder gelegten Schriftstücks auf die Dauer
der dreimonatigen Abholzeit gewährleistet ist. Auch diese
Niederlegungsstelle muss sich in dem Zustellungsort befin
den. Die Niederlegung eines zuzustellenden Schriftstücks
bei dem Gemeindevorsteher des Zustellungsortes ist nicht
mehr vorgesehen.

Abweichend vom geltenden Recht gilt das Schriftstück mit
der Abgabe der schriftlichen Mitteilung als zugestellt. Da-
mit berühren Fehler bei der Niederlegung die W irksamkeit
der Zustellung nicht. Außerdem wird die mit der Privatisie-
rung der Post eingeleitete Entwicklung berücksichtigt. Für
die Niederlegung kann damit eine Stelle bestimmt werden,
die von der Beleihung nach § 33 Abs. 1 des Postgesetzes
nicht erfasst ist.

Die schriftliche Mitteilung über die Niederlegung soll wie
bereits nach geltendem Recht in der bei gewöhnlichen Brie-
fen üblichen Weise abgegeben werden. Das kann auch da-
durch geschehen, dass die Mitteilung an die Tür geheftet
wird. Eine Weitergabe an den Nachbarn ist nicht mehr vor -
gesehen. Bei den geänderten gesellschaftlichen V erhältnis-
sen kann von einer allgemeinen Bereitschaft der Nachbarn
zur Weitergabe nicht ausgegangen werden.

Für die schriftliche Mitteilung ist der in der Rechtsverord-
nung nach § 190 ZPO-E eingeführte V ordruck zu verwen-
den.

Zu Absatz 2

Die ständige Praxis, ein bei der Post nieder gelegtes Schrift-
stück drei Monate zur Abholung bereitzuhalten und danach
das nicht abgeholte Schriftstück an den Absender zurückzu-
senden, wird für alle Niederlegungsstellen gesetzlich gere-
gelt.

Zu § 182

Die Vorschrift fasst die § 190 Abs. 1, §§ 191, 195 Abs. 1,
Abs. 2 Satz 3 und § 212 ZPO zusammen.

Zu Absatz 1

Die mit der Ausführung der Zustellung beauftragte Person
(vgl. § 168 Abs.1 Satz 2, Abs. 2 ZPO-E) beurkundet die Zu-
stellung. Diese Beurkundung hat grundsätzlich keine kon-
stitutive Wirkung. Sie ist nicht Teil der Zustellung, sondern
dient dem Nachweis der Zustellung. Das gilt auch in den
Fällen den Annahmeverweigerung nach § 179 ZPO-E und
der Niederlegung nach § 181 ZPO-E.

Die Beurkundung ist auf dem hierfür vorgesehenen und von
der absendenden Stelle dem zuzustellenden Schriftstück
beigefügten Vordruck vorzunehmen. Zur V erwendung ein-
heitlicher Vordrucke für das Zustellungsverfahren wird auf
die Begründung zu § 190 ZPO-E verwiesen.

Die Zustellungsurkunde ist eine öffentliche Urkunde (§ 415
Abs. 1, § 418 ZPO) und zwar auch dann, wenn sie von
einem mit der Ausführung der Zustellung beauftragten Mit-
arbeiter der Post errichtet wird. Das entspricht geltendem
Recht (vgl. § 195 Abs. 2 Satz 3 ZPO). Die Vorschrift stellt
klar, dass für die mit der Ausführung einer Zustellung be-
auftragte Person § 418 ZPO entsprechend gilt. Der Ge-
richtsvollzieher ist kraft seiner Stellung gemäß § 154 GVG
öffentliche Urkundsperson im Sinne der § 415 Abs. 1, § 418
ZPO.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift entspricht § 191 Nr. 1, 3 bis 5, 7 ZPO und
§ 195 Abs. 2 ZPO. Der Bezeichnung der Person, für die zu-
gestellt wurde, bedarf es bei Zustellung von Amts wegen
nicht. Der Zusteller hat auf dem Umschlag, der das zuzu-
stellende Schriftstück enthält, das Datum der Über gabe an
den Zustellungsadressaten bzw . an einen Ersatzempfänger
oder das Datum des Einlegens in einen zu der W ohnung
bzw. zu dem Geschäftsraum gehörenden Briefkasten oder
das Datum der Niederlegung zu vermerken. Dem Zustel-
lungsadressaten soll damit ein Hinweis gegeben werden,
wann eine mit der Zustellung in Gang gesetzte Frist beginnt.
Dieser Hinweis ist deshalb erforderlich, weil die Zustel-
lungsurkunde mit dem darauf vermerkten Zustellungsdatum
unverzüglich an die Geschäftsstelle zurückgesendet wird.
Fehlt der Vermerk des Zustellungsdatums oder weicht die-
ses von dem auf der Zustellungsurkunde ausgewiesenen Da-
tum ab, ist die Zustellung dennoch wirksam. Das Gericht
hat diesen Umstand aber bei der Prüfung, ob und wann das
Schriftstück als zugestellt gilt, zu berücksichtigen.

Da in Zukunft mehrere Postunternehmen für die Ausfüh-
rung der Zustellung in Betracht kommen, muss auch das
Unternehmen angegeben werden.
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Zu Absatz 3

Die bisher in § 212 Abs. 2 ZPO geregelte V orschrift über
die Rücklieferung der Zustellungsurkunde an die Geschäfts-
stelle wird der Gesetzessystematik wegen als neuer
Absatz 3 angefügt.

Zu § 183

Ergänzend zu den bisherigen V orschriften über die Zustel-
lung im Ausland (§ 199 ZPO), die Zustellung an exterritori-
ale Deutsche (§ 200 ZPO) und die Beurkundung dieser Zu-
stellungen (§ 202 ZPO), die ohne inhaltliche Änderung zu-
sammengefasst werden, erleichtert die Vorschrift die Zustel-
lung an Personen, die in Staaten leben, in die auf Grund
völkerrechtlicher Vereinbarungen Schriftstücke unmittelbar
durch die Post übersandt werden dürfen.

Zu Absatz 1

Nummer 1 entspricht den gegenwärtigen Bemühungen der
Bundesregierung, durch völkerrechtliche V ereinbarungen
internationale Zustellungen wesentlich zu erleichtern, zu
vereinfachen und zu beschleunigen. Das am 26. Mai 1997
von den Justizministern der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union unterzeichnete Übereinkommen über die Zu-
stellung gerichtlicher und außer gerichtlicher Schriftstücke
in Zivil- und Handelssachen – Europäisches Zustellungs-
übereinkommen (EZÜ) – sieht in Artikel 14 Abs. 1 vor ,
dass es künftig jedem Mitgliedstaat freisteht, Personen, die
ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben, ge-
richtliche Schriftstücke unmittelbar durch die Post zustellen
zu lassen. Diese Regelung ist eine Neuerung gegenüber dem
Haager Zustellungsübereinkommen (HZÜ), da ein W ider-
spruch gegen die Zustellung durch die Post, wie das Artikel
10 HZÜ vorsieht, nicht erklärt werden kann. Die Ausfüh-
rung der Zustellung nach dieser Vorschrift richtet sich nach
den postalischen V orschriften der Leistungsart „Einschrei-
ben mit Rückschein“. Der W eltpostvertrag, den alle Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union unterzeichnet haben,
sieht die Möglichkeit eingeschriebener postalischer Sendun-
gen vor . Eine ver gleichbare Regelung enthält § 37 Abs. 2
StPO. Der deutsche V orbehalt zu Artikel 10 des Haager
Zustellungsübereinkommens wird hierdurch nicht berührt.

Die Zustellung durch Einschreiben mit Rückschein ist mit
Übergabe des Einschreibebriefes an den Adressaten, seinen
Ehepartner oder seinen Postbevollmächtigten oder an einen
Ersatzempfänger, dem die Sendung nach den im Bestim-
mungsland geltenden Postbestimmungen ausgehändigt wer-
den kann, wirksam vollzogen. Die Übergabe an Ersatzemp-
fänger ist ausgeschlossen, wenn der eingeschriebene Brief
den Vermerk „Eigenhändig“ trägt.

Nummer 2 entspricht ohne inhaltliche Änderung § 199
ZPO. Sie stellt klar, dass eine Zustellung im Ausland grund-
sätzlich durch ein internationales Rechtshilfeersuchen oder
im Wege der konsularischen Zustellung erfolgt.

Nummer 3 entspricht ohne inhaltliche Änderung § 200
ZPO. Der veraltete Begrif f „Exterritorialität“, der im Völ-
kerrecht keine V erwendung mehr findet, wird durch de
Begriff „Immunität“ ersetzt. Das Ersuchen ist nicht mehr ,
wie nach geltendem Recht, an den Bundeskanzler , sondern
an das Auswärtige Amt zu richten.

Zu Absatz 2

Für den Nachweis einer Zustellung nach Nummer 1 genügt
der mit dem Erledigungsvermerk des Postbediensteten des
fremden Staates versehene Rückschein zu der eingeschrie-
benen Sendung. Für den V ollzug des Rückscheins sind die
Regelungen des jeweiligen Bestimmungslandes maßge-
bend. Grundsätzlich wird der Rückschein vom Adressaten
unterzeichnet. Er kann aber auch von einer zum Empfang
der Sendung befugten Person oder von Amts wegen aus-
gestellt werden. Letzteres gilt nicht für den Fall der eigen-
händigen Zustellung. Der Rückschein ist keine öf fentliche
Urkunde. Soweit die Zustellung nach den Nummern 2 und 3
erfolgt, entspricht die Vorschrift ohne inhaltliche Änderung
dem bisherigen § 202 Abs. 2 ZPO.

Zu § 184

Die Vorschrift regelt die Zustellung durch Aufgabe zur Post
an eine nicht im Inland wohnende Person.

Die Zustellung durch Aufgabe zur Post ist verfassungsrecht-
lich unbedenklich (vgl. BVerfG, Beschluss vom 19. Februar
1997; 1 BvR 1353/95, NJW 1997, S. 1772).

Völkerrechtlich verbindliche V orschriften wie z. B. Arti-
kel 33 Abs. 2 des Brüsseler Übereinkommens vom 27. Sep-
tember 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (GVÜ) oder des Lugano-Übereinkommens
vom 16. September 1988 über die gerichtliche Zuständig-
keit und die V ollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen (LÜ) und § 4 des Gesetzes zur
Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- und V oll-
streckungsverträge in Zivil- und Handelssachen (A VAG)
oder eine andere besondere gesetzliche Ausnahmeregelung
werden dadurch nicht berührt.

Die Bestellung eines Zustellungsbevollmächtigten durch
eine im Inland, aber weder am Ort des Prozessgerichts noch
innerhalb des Amtsgerichtsbezirkes, in dem das Prozessge-
richt seinen Sitz hat, wohnende Person (§ 174 Abs. 1 ZPO)
ist nicht mehr vor gesehen. Es besteht kein praktisches Be-
dürfnis für diese Vorschrift.

Zu Absatz 1

Der Zustellungsadressat, dem im Inland nicht zugestellt
werden kann, weil er dort weder einen W ohn- noch Ge-
schäftssitz hat, muss einen Zustellungsbevollmächtigten
nicht mehr wie nach dem geltenden § 174 Abs. 2 ZPO von
Gesetzes wegen, sondern nur auf eine im Ermessen des Ge-
richts stehende Anordnung benennen. Die Vorschrift knüpft
insoweit an § 56 Abs. 3 VwGO, § 63 Abs. 3 SGG und § 53
Abs. 3 FGO an, die die Benennung eines Zustellungsbevoll-
mächtigten durch eine nicht im Inland wohnende Person nur
auf Verlangen des Gerichts vorsehen. Er folgt damit zu-
gleich der in der Literatur geäußerten Kritik an den gelten-
den § 174 Abs. 2, § 175 ZPO.

Die Zustellung durch Aufgabe zur Post ist aber dann ausge-
schlossen, wenn aufgrund völkerrechtlicher Vereinbarungen
zuzustellende Schriftstücke unmittelbar durch die Post über-
sandt werden dürfen. In diesen Fällen kann davon ausge-
gangen werden, dass durch die Zustellung nach § 183
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Abs. 1 Nr. 1 ZPO-E keine unzumutbare Verfahrensverzöge-
rung eintritt.
Die Anordnung zur Benennung eines Zustellungsbevoll-
mächtigten ist dem im Ausland lebenden Zustellungsadres-
saten bei der Zustellung gemäß § 183 Abs. 1 Nr. 2 und 3
ZPO-E zusammen mit dem verfahrenseinleitenden Schrift-
stück zuzustellen.
Zu Absatz 2

Die Wirkung der Zustellung tritt zwei W ochen nach Auf-
gabe der Sendung zur Post ein. Das Gericht kann eine län-
gere Frist bestimmen. Damit wird dem Adressaten eine
günstigere Voraussetzung zur Gewährleistung des rechtli-
chen Gehörs eingeräumt, als das auf Grund der gegenwärti-
gen Zustellungsfiktion der Fall ist. In der Anordnung zu
Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten ist der Zu-
stellungsadressat auf die Folgen einer Nichtbenennung hin-
zuweisen. Da die Anordnung dem Zustellungsempfänger
zuzustellen ist, ist ihr im vertraglichen Rechtshilfeverkehr
bei förmlicher Zustellung auch eine Übersetzung beizufü-
gen. Damit ist gewährleistet, dass der Zustellungsempfänger
die Anordnung des Gerichts und die Rechtsfolgen dieser
Anordnung auch verstehen kann. Satz 4 entspricht dem bis-
herigen § 213 ZPO.

Zu § 185

Die Vorschrift entspricht dem geltenden § 203 ZPO.
Zu Nummer 1

Es wird klar gestellt, dass eine öf fentliche Zustellung nur
dann in Betracht kommt, wenn eine Zustellung auf anderem
Wege nicht möglich ist. Über die derzeitige gesetzliche Re-
gelung hinausgehend wird klargestellt, dass eine öffentliche
Zustellung nicht möglich ist, wenn der Aufenthaltsort einer
Person unbekannt, jedoch eine Zustellung an einen Zustel-
lungsbevollmächtigten oder an einen Vertreter möglich ist.
Zu Nummer 2

Die Vorschrift entspricht § 203 Abs. 2 ZPO.
Zu Nummer 3

Die Vorschrift entspricht mit geringen sprachlichen Ände-
rungen § 203 Abs. 3 ZPO.

Zu § 186

Zu Absatz 1

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 204 Abs. 1 ZPO. 
Zu Absatz 2

Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist im Ver-
fahren bei Zustellung uneingeschränkt zu gewährleisten. So
darf bei einer Zustellung durch die Post das zuzustellende
Schriftstück dem Zusteller nur in einem verschlossenen
Umschlag übergeben werden, auf dessen Umschlag zudem
keine Angaben enthalten sein dürfen, die auf den Inhalt der
verschlossenen Sendung schließen lassen. Dieser Schutz der
Persönlichkeitssphäre des Zustellungsadressaten gilt unein-
geschränkt auch bei der öf fentlichen Zustellung. Die V or-
schrift sieht deshalb nicht mehr vor , das zuzustellende
Schriftstück oder einen Auszug aus diesem Schriftstück an

der Gerichtstafel öf fentlich auszuhängen. Der bisher mit
dem Aushang eines Auszuges des zuzustellenden Schrift-
stücks verfolgte Zweck wird dadurch erreicht, dass an die-
ser Stelle eine Benachrichtigung über die öffentliche Zustel-
lung angeheftet wird. Aus der Benachrichtigung muss die
Person, für die zugestellt werden soll, der Name und im All-
gemeinen die letzte bekannte Anschrift der Person, der zu-
gestellt wird, das Datum und das Aktenzeichen des Schrift-
stücks sowie ein aussagefähiger inhaltlicher Betref f des
Schriftstücks zu erkennen sein. Die Benachrichtigung muss
den Hinweis enthalten, dass ein Schriftstück öf fentlich zu-
gestellt wird und Fristen in Gang gesetzt werden können,
nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Bei der
Zustellung einer Ladung muss die Benachrichtigung den
Hinweis enthalten, dass das Schriftstück eine Ladung zu ei-
nem T ermin enthält, dessen V ersäumung Rechtsnachteile
zur Folge haben kann. In der Benachrichtigung muss darauf
hingewiesen werden, wo das Schriftstück eingesehen wer -
den kann. Für einen Berechtigten ist damit Kenntnisnahme
möglich; ein Unberechtigter erfährt nicht mehr über die Zu-
stellung als unumgänglich ist.

Zu Absatz 3

Der Vermerk dient dem Nachweis, dass die öf fentliche Zu-
stellung durch Aushang erfolgte und wann die Zustellungs-
wirkung eingetreten ist.

Zu § 187

Eine V eröffentlichung des Auszugs des zuzustellenden
Schriftstücks, wie nach geltendem Recht in § 204 Abs. 3
ZPO vorgeschrieben, ist nicht mehr zwingend vor gesehen.
Das Prozessgericht kann jedoch zusätzlich zu dem Aushang
der Benachrichtigung deren einmalige oder wiederholte
Veröffentlichung im Bundesanzeiger oder in anderen Zei-
tungen anordnen, deren Lektüre durch den Zustellungs-
adressaten oder eine ihm nahestehende Person möglich er -
scheint.

Die Benachrichtigung muss den inhaltlichen Mindestanfor -
derungen des § 186 Abs. 2 Satz 2 und 3 ZPO-E genügen.

Zu § 188

Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Aushang
der Benachrichtigung an der Gerichtstafel ein Monat ver -
strichen ist. Das Prozessgericht kann in dem Beschluss über
die Bewilligung der öf fentlichen Zustellung eine längere
Frist bestimmen.

Zu § 189

Sind bei der Ausführung der Zustellung Mängel unterlau-
fen, soll die Heilung dieser Mängel von Gesetzes wegen
eintreten, wenn der Zustellungszweck erreicht ist. Das ist
der Fall, wenn das zuzustellende Schriftstück tatsächlich zu-
gestellt werden sollte (Zustellungswille) und der Person tat-
sächlich zugegangen ist, an die es dem Gesetz gemäß ge-
richtet war oder gerichtet werden konnte und dieser Zeit-
punkt nachgewiesen werden kann. Nach dem V orbild des
§ 9 Abs. 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes soll deshalb
ein Schriftstück als zu dem Zeitpunkt zugestellt gelten, in
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dem es der Zustellungsadressat oder ein Empfangsberech-
tigter nachweislich erhalten hat.

Unter diesen V oraussetzungen ist ein Zustellungsmangel
auch dann geheilt, wenn durch die Zustellung der Lauf einer
Notfrist in Gang gesetzt werden soll. Wenn eine fehlerhafte
Zustellung mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Zugangs an
den Adressaten oder einen Empfangsberechtigten wirksam
wird, muss das für jede Zustellung gelten. Treten Fehler auf,
so darf deren Beseitigung nicht zu Lasten einer Partei ge-
hen, wenn feststeht, dass das zuzustellende Schriftstück der
Person tatsächlich zugegangen ist, an die es gerichtet war
oder dem Gesetz gemäß gerichtet werden konnte.

Zu § 190

Die derzeit bei der Ausführung eines Zustellungsauftrages
durch die Post verwendeten Formulare gehen auf amtliche
Muster der Postordnung zurück, die von den Gerichten und
der Deutschen Post AG weiter verwendet werden. Um zu si-
chern, dass alle nach § 33 Abs. 1 des Postgesetzes beliehe-
nen Unternehmer einheitliche V ordrucke verwenden, er -
mächtigt die V orschrift das Bundesministerium der Justiz
mit Zustimmung des Bundesrates, V ordrucke zur Vereinfa-
chung und V ereinheitlichung der Zustellung einzuführen.
Das betrifft den Vordruck für den Zustellungsauftrag nach
§ 168 Abs. 1 Satz 2 ZPO-E, die Zustellungsurkunde nach
§ 182 ZPO-E, die schriftliche Mitteilung über eine Zustel-
lung durch Niederlegung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 ZPO-E
und den für den V ersand vorgeschriebenen Umschlag nach
§ 176 Abs. 1 Satz 1 ZPO-E.

Zur Überschrift vor § 191

Die Zustellung auf Betreiben der Parteien ist durch die Zu-
stellung von Amts wegen stark zurückgedrängt worden. Der
Entwurf stellt sie daher in seiner Gliederung nach der Zu-
stellung von Amts wegen ein (vgl. Begründung zur Über -
schrift vor § 166 ZPO-E).

Zu § 191

Die Vorschrift stellt klar , dass auf Zustellung im Parteibe-
trieb die Vorschriften der Zustellung von Amts wegen ent-
sprechende Anwendung finden, soweit aus den folgende
Vorschriften sich nichts anderes ergibt.

Neben der Zustellung von Amts wegen besteht ein prakti-
sches Bedürfnis für die Zustellung auf Betreiben der Par -
teien, insbesondere für die Zustellung von

– Willenserklärungen nach § 132 BGB,

– Schuldtiteln, die ausschließlich im Parteibetrieb zuzu-
stellen sind (vgl. vollstreckbare Urkunden, Urkunden zur
Einleitung der Zwangsvollstreckung gemäß § 750
Abs. 2, § 751 Abs. 2, §§ 756, 765, 795 ZPO), Arreste
und einstweilige V erfügungen, wenn diese durch Be-
schluss angeordnet sind (§ 922 Abs. 2, § 936 ZPO),
Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse (§ 829 Abs. 2,
§ 835 Abs. 3, §§ 846, 857 Abs.1, § 858 Abs. 3 ZPO),
Benachrichtigungen (§ 845 ZPO), Verzichte der Gläubi-
ger auf die Rechte aus der Pfändung und Überweisung
(§ 843 ZPO)),

– Vollstreckungsbescheiden, die das Gericht dem Antrag-
steller zur Zustellung im Parteibetrieb über geben hat
(§ 699 Abs. 4 Satz 2 und 3 ZPO).

Zu § 192

Zu Absatz 1

Die Zustellung auf Betreiben der Partei obliegt wie im gel-
tenden Recht dem Gerichtsvollzieher . Gleichzeitig wird
klargestellt, dass der Gerichtsvollzieher entweder persönlich
zustellt oder die Post mit der Zustellung beauftragt. Eine
Zustellung gegen Empfangsbekenntnis ist wie bisher ausge-
schlossen. Auch die Zustellung durch Einschreiben gegen
Rückschein soll nicht möglich sein. Ein praktisches Bedürf-
nis für diese Art der Zustellung ist nicht ersichtlich.

Zu Absatz 2

Soll im Auftrag der Partei oder durch V ermittlung der Ge-
schäftsstelle die beglaubigte Abschrift eines Schriftstücks
zugestellt werden, erfolgt die Beglaubigung durch den Ge-
richtsvollzieher, soweit nicht schon der Rechtsanwalt be-
glaubigt hat. Fehlende Abschriften kann der Gerichtsvoll-
zieher selbst herstellen und beglaubigen.

Zu Absatz 3

Die Partei kann den Gerichtsvollzieher unmittelbar mit der
Ausführung der Zustellung beauftragen, sie kann aber auch
die Geschäftsstelle um die Vermittlung der Zustellung durch
den Gerichtsvollzieher ersuchen. Ein praktisches Bedürfnis
hierfür besteht insbesondere für das V ollstreckungsverfah-
ren, insbesondere die Zustellung des Pfändungs- und Über -
weisungsbeschlusses nach § 829 Abs. 2 ZPO. Verfahren vor
dem Amtsgericht ist das Verfahren nach §§ 495 ff. ZPO.

Zu § 193

Die Vorschrift entspricht im W esentlichen den bisherigen
§§ 190, 192 ZPO. Sie regelt er gänzend zu § 182 Abs. 2
ZPO-E die Beurkundung der Zustellung, die der Gerichts-
vollzieher auf Betreiben der Partei ausgeführt hat.

Zu Absatz 1

Der Gerichtsvollzieher beurkundet auf der Urschrift des zu-
zustellenden Schriftstücks oder auf dem mit der Urschrift zu
verbindenden hierfür vor gesehenen Vordruck die Ausfüh-
rung der Zustellung nach den Vorschriften des § 182 ZPO-E
mit der Maßgabe, dass er auch die Person bezeichnet, für
die zugestellt wurde. Satz 2 entspricht dem bisherigen § 192
ZPO.

Zu Absatz 2

Auf dem bei der Zustellung zu über gebenden Schriftstück
vermerkt der Gerichtsvollzieher das Datum der Zustellung,
sofern er nicht eine beglaubigte Abschrift der Zustellungs-
urkunde übergibt.

Zu Absatz 3

Während bei der Zustellung von Amts wegen die Zustel-
lungsurkunde zu den Akten genommen wird, ist sie bei Zu-
stellung auf Betreiben der Partei dieser zu übermitteln. Die
Vorschrift entspricht dem bisherigen § 190 Abs. 4 ZPO.
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Zu § 194

Die Vorschrift enthält Maßgaben für die Ausführung der
Zustellung durch die Post, wenn diese vom Gerichtsvollzie-
her mit der Zustellung beauftragt wurde.

Zu Absatz 1

Der Gerichtsvollzieher kann, wenn er die Zustellung nicht
selbst ausführt, sich dazu auch der Post bedienen. In diesem
Falle übergibt er der Post das zuzustellende Schriftstück in
einem verschlossenen, mit der Anschrift des Adressaten und
einem Aktenzeichen versehenen Umschlag mit dem Auf-
trag, einen Postbediensteten des Bestimmungsortes mit der
Ausführung der Zustellung zu beauftragen. Insoweit gilt
§ 176 Abs. 1 ZPO-E entsprechend. Im Übrigen entspricht
Absatz 1 dem geltenden § 194 Abs. 2 ZPO. Der Gerichts-
vollzieher vermerkt auf dem zuzustellenden Schriftstück die
Person, für die zugestellt wird. Auf der Urschrift des zuzu-
stellenden Schriftstücks oder auf einem gesonderten Bogen
(sog. Postübergabezeugnis) bezeugt der Gerichtsvollzieher ,
dass er das bezeichnete Schriftstück im Auftrag der Person,
für die zugestellt wird, der Post in einem verschlossenen,
mit einem Aktenzeichen und der Anschrift des Zustellungs-
adressaten versehenen Brief mit dem Ersuchen um Zustel-
lung übergeben hat.

Zu Absatz 2

Die Rücksendung der Zustellungsurkunde an den Gerichts-
vollzieher ist von dem Zustellungsauftrag mit erfasst. Die
Vorschrift entspricht § 195 Abs. 3 ZPO.

Zu § 195

Die Vorschrift entspricht § 198 ZPO. Die Zustellung von
Anwalt zu Anwalt kann auch auf dem W ege elektronischer
Telekommunikation gemäß § 174 Abs. 2 ZPO-E erfolgen.

Zu Nummer 3 (§ 244 Abs. 2 Satz 3 ZPO)

Die Verpflichtung zur Bestellung eines Zustellungsbevoll
mächtigten nach § 174 Abs. 1 ZPO ist entfallen. Daran an-
knüpfend stellt die V orschrift klar, dass bis zur nachträgli-
chen Bestellung eines neuen Anwalts alle Zustellungen an
die zur Anzeige verpflichtete Partei zu erfolgen haben. Da
bei ist es unerheblich, wo die Partei im Inland ihren W ohn-
sitz hat.

Zu Nummer 4 (§ 262 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Nummer 5 (§ 270 ZPO)

Zu Buchstabe a

Die Vorschrift über die Zustellung von Amts wegen wird
aus Gründen der Gesetzessystematik in § 166 Abs. 1 ZPO-E
eingestellt.

Zu Buchstabe b

Die Vorschrift wird aus Gründen der Gesetzessystematik in
§ 167 ZPO-E eingestellt.

Zu Nummer 6 (§ 276 Abs. 1 Satz 3 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Ist die
Zustellung im Ausland vorzunehmen, gelten §§ 183, 184
ZPO-E entsprechend.

Zu Nummer 7 (§ 497 Abs. 1 Satz 2 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Nummer 8 (§ 647 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Ist die
Zustellung im Ausland vorzunehmen, gelten §§ 183, 184
ZPO-E entsprechend.

Zu Nummer 9 (§ 693 ZPO)

Die Wirkung einer Zustellung tritt mit Eingang des Antrags
oder der Erklärung ein, wenn die Zustellung demnächst er -
folgt (vgl. § 167 ZPO-E). Das gilt auch für die Wirkung der
Zustellung eines Mahnbescheids. Der bisherige Absatz 2
der Vorschrift kann entfallen.

Zu Nummer 10 (§ 699 Abs. 4 Satz 3 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Die
öffentliche Zustellung erfolgt gemäß § 184 Abs. 2 Satz 2
und 3 ZPO-E durch Aushang einer Benachrichtigung an die
Gerichtstafel.

Zu Nummer 11 (§ 758a Abs. 4 ZPO)

Die Regelungen über Zustellungen zur Nachtzeit (§ 188
ZPO) sind in der Praxis bedeutungslos. Sie werden deshalb
aufgehoben. Die Bestimmung der Nachtzeit hat jedoch für
die Zwangsvollstreckung Bedeutung. Mit der Neufassung
des § 758a ZPO durch die 2. Zwangsvollstreckungsnovelle
vom 17. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3039) legt der Ge-
richtsvollzieher eine Zeit für die V ornahme von V ollstre-
ckungshandlungen selbst fest. Er kann damit nach pflicht
gemäßem Ermessen auch V ollstreckungshandlungen zur
„unüblichen Zeit“ vornehmen. Bislang brauchte er jedoch
für die gleichzeitig zu bewirkende Zustellung zur Nachtzeit
und an Sonn- und Feiertagen noch die richterliche Erlaubnis
gemäß § 188 Abs. 2 ZPO. Mit der Aufhebung dieser
Beschränkung kann die Neuregelung des § 758a ZPO-E
praxisgerecht vom Gerichtsvollzieher im Rahmen seines Er-
messens umgesetzt werden. Da jedoch mit der Aufhebung
von § 188 ZPO die Definition der „Nachtzeit“ entfällt, is
sie an dieser für die Praxis relevanten Stelle einzufügen.

Zu Nummer 12 (§763 Abs. 2 Satz 1 ZPO)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Artikel 2 (Änderung weiterer Vorschriften)

Zu Absatz 1 (Verwaltungszustellungsgesetz)

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 3 VwZG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
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Zu Nummer 2 (§ 8 Abs. 4 VwZG)
Für Zustellungen in verwaltungs-, sozial- und finanzgericht
lichen Verfahren sind nunmehr die Vorschriften der ZPO an-
zuwenden (zur Vereinheitlichung des Verfahrens bei Zustel-
lung durch die ordentlichen Gerichte und die Verwaltungs-,
Sozial- und Finanzgerichte vgl. Begründung zu Artikel 2
Abs. 17).
Zu Nummer 3 (§ 9 Abs. 2 VwZG)
Die Heilung von Zustellungsmängeln richtet sich im ver -
waltungs-, sozial- und finanzgerichtlichen erfahren nach
§ 189 ZPO-E; der bisherige Absatz 2 der V orschrift kann
entfallen.
Zu Nummer 4 (§ 12 VwZG)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Die
Zustellung im V erfahren der Fachgerichtsbarkeiten richtet
sich nach der Zivilprozessordnung (vgl. Begründung zu Ar-
tikel 2 Abs. 17).
Zu Nummer 5 (§ 14 VwZG)
Die Zustellung im Ausland richtet sich im verwaltungs-, so-
zial- und finanzgerichtlichen erfahren nach § 183 ZPO-E;
der bisherige § 14 Abs. 3 VwZG kann deshalb entfallen.
Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 6 VwZG)
Die öffentliche Zustellung richtet sich im verwaltungs-, so-
zial- und finanzgerichtlichen erfahren nach den §§ 185 bis
188 ZPO-E. W er als zeichnungsberechtigter Bediensteter
der Behörde zur Anordnung der öffentlichen Zustellung be-
fugt ist, bestimmt sich nach den für die Behörde geltenden
Bestimmungen.

Zu Absatz 2 (Bundesrückerstattungsgesetz)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 3 (Bundesentschädigungsgesetz)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 4 (Rechtspflege gesetz)
Zu Nummer 1 (§ 20 Nr. 7 RPflG
Die Anordnung der Benennung eines Zustellungsbevoll-
mächtigten für eine im Inland wohnende Person (§ 174
ZPO), die Bewilligung der Zustellung an die Partei bei un-
bekanntem Aufenthalt des Prozessbevollmächtigten (§ 177
ZPO) und die Erteilung der Erlaubnis zur Zustellung zur
Nachtzeit und an Sonn- und allgemeinen Feiertagen (§ 188
ZPO) sind nicht mehr vorgesehen.
Zu Nummer 2 (§ 23 Abs. 1 Nr. 8 RPflG
Für Zustellungen im V erfahren vor dem Bundespatentge-
richt gelten die V orschriften der Zivilprozessordnung (vgl.
Begründung zu Artikel 2 Abs. 26 und 27). Die Erteilung
einer Erlaubnis zur Zustellung zur Nachtzeit und an Sonn-
und allgemeinen Feiertagen (§ 188 ZPO) ist nicht mehr vor-
gesehen.

Zu Absatz 5 (§ 30 Bundesrechtsanwaltsordnung)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 6 (§ 62 Beurkundungsgesetz)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 7 (§ 8 Abs. 2, 25 EGZPO)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 8 (Vordruck Mahnverfahren)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 9 (Schuldnerverzeichnis)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 10 (Vordruck Kindesunterhalt)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 11 (§ 6 Zwangsversteigerungsgesetz)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 12 (§ 37 Strafprozessordnung)
Zu Nummer 1

Zustellungsmängel sind nach § 189 ZPO-E unbeachtlich,
wenn der Zustellungszweck erreicht ist. Das gilt auch dann,
wenn durch die Zustellung der Lauf einer Notfrist in Gang
gesetzt werden soll (vgl. Begründung zu § 189 ZPO-E).
Zu Nummer 2

Die bisher nur im Strafverfahren vorgesehene Zustellung im
Ausland durch Einschreiben mit Rückschein, soweit auf-
grund völkerrechtlicher V ereinbarungen Schriftstücke un-
mittelbar durch die Post übersandt werden dürfen, gilt nun-
mehr ohne Einschränkungen für das Zustellungsverfahren
der ordentlichen Gerichte und der Fachgerichtsbarkeiten
(vgl. Begründung zu § 183 Abs. 1 Nr. 1 ZPO-E).

Zu Absatz 13 (§ 88 Abs. 2a Grundbuchordnung)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 14 (§ 12 Gesetz über das gerichtliche Verfahren
in Landwirtschaftssachen)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 15 (§§ 4, 34 Anerkennungs- und
Vollstreckungsausführungsgesetz)

Zu Nummer 1 (§ 4 AVAG)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
Zu Nummer 2 (§ 34 AVAG)
Eine Zustellung in das Ausland erfolgt nach § 183 Abs. 1
ZPO-E. Das gilt auch für die Zustellung des Mahnbeschei-
des, wenn der Antragsgegner in einem Staat lebt, mit dem
ein nach § 35 des Anerkennungs- und Ausführungsgesetzes
vom 30. Mai 1988 durchzuführendes Abkommen besteht.
Soll im weiteren Mahnverfahren die Zustellung des V oll-
streckungsbescheides durch Aufgabe zur Post erfolgen, gilt
§ 184 ZPO-E. In diesem Falle ordnet das Gericht bereits mit
der Zustellung des das Mahnverfahren einleitenden Mahn-
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bescheides an, dass der Antragsgegner einen Zustellungsbe-
vollmächtigten zu benennen hat, der im Inland wohnt oder
dort einen Geschäftsraum hat. Das Gericht setzt hierfür eine
angemessene Frist und belehrt über die Rechtsfolgen, wenn
innerhalb dieser Frist kein Zustellungsbevollmächtigter be-
nannt wird. Ob im Einzelfall die in § 34 Abs. 3 Satz 1
AVAG bestimmte W iderspruchsfrist von einem Monat an-
gemessen oder eine längere Frist geboten ist, entscheidet
das Gericht im Rahmen seines Ermessens.

Zu Absatz 16 (§ 50 Arbeitsgerichtsgesetz)
Zu Nummer 1 (Absatz 2 ArbGG)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
Zu Nummer 2 (Absatz 3 ArbGG)
Die bisher nur im arbeitsgerichtlichen V erfahren vor gese-
hene Möglichkeit, anstelle des Gerichtswachtmeisters einen
Bediensteten des Gerichts mit der Ausführung der Zustel-
lung zu beauftragen, gilt nunmehr ohne Einschränkungen
auch für das Zustellungsverfahren der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit und der Fachgerichtsbarkeiten (vgl. Begrün-
dung zu § 168 Abs. 1 ZPO-E).

Zu Absatz 17 (§ 63 Abs. 2, § 85 Abs. 3 Sozialgerichtsge-
setz)

Die Vereinheitlichung des Verfahrens bei gerichtlicher Zu-
stellung ist ein grundsätzliches Anliegen des Gesetzes.
Nach bisherigem Recht wird die Zustellung durch die or -
dentlichen Gerichte und die Arbeitsgerichte nach den V or-
schriften der ZPO, die Zustellung durch die V erwaltungs-,
Sozial- und Finanzgerichte aber nach dem VwZG durchge-
führt (vgl. § 56 Abs. 2 VwGO, § 63 Abs. 2 SGG und § 53
Abs. 2 FGO). Das VwZG, das in erster Linie für die Zustel-
lung der V erwaltungsbehörden bestimmt ist, lässt in § 3
VwZG die Zustellung durch die Post mit Zustellungsur -
kunde zu und verweist in § 3 Abs. 3 VwZG auf die §§ 180
bis 186, 195 Abs. 2 ZPO. Diese unterschiedliche Rechtslage
ist im Bereich der Gerichte nicht gerechtfertigt. Die V er-
schiedenartigkeit der V erfahren rechtfertigt abweichende
Zustellungsvorschriften nicht. In der Praxis der Fachge-
richte bestehen, soweit nach § 3 VwZG die Post mit der Zu-
stellung beauftragt wird, keine Unterschiede zur Zustellung-
spraxis der ordentlichen Gerichte. Die  Vereinfachung und
Angleichung der Verfahrensordnungen entspricht einer For-
derung der Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998.
Auf das Zustellungsverfahren der Verwaltungsbehörden, die
Körperschaften des öf fentlichen Rechts und der Finanzbe-
hörden (§ 1 Abs. 1 VwZG) hat die Änderung keinen Ein-
fluss. Es gilt der Grundsatz, dass die ordentlichen Gericht
und die Fachgerichtsbarkeiten nach der Zivilprozessord-
nung und die Verwaltungsbehörden nach dem Verwaltungs-
zustellungsgesetz zustellen. Nach diesem Gesetz stellen die
Verwaltungsbehörden auch zu, wenn sie im vorgerichtlichen
Verfahren einen Widerspruchsbescheid zustellen.
Zu Nummer 1 (§ 63 Abs. 2 SGG)
Die Änderung stellt klar , dass im sozialgerichtlichen V er-
fahren nach den Vorschriften der Zivilprozessordnung zuge-
stellt wird. Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass auch
von den zur Prozessvertretung zugelassenen Personen der

§ 73 Abs. 6 Satz 3, § 166 Abs. 2 Satz 1 SGG in gleicher
Weise wie von den in § 174 ZPO genannten Berufsgruppen,
die Rücksendung des Empfangsbekenntnisses erwartet wer-
den kann.

Zu Nummer 2 (§ 85 Abs. 3 SGG)

Die Änderung stellt klar , dass die Behörde wie bisher auch
dann nach dem Verwaltungszustellungsgesetz zustellt, wenn
sie im sozialgerichtlichen V orverfahren einen W ider-
spruchsbescheid zustellt.

Zu Absatz 18 (§§ 56, 73 Abs. 3 V erwaltungsgerichtsord-
nung)

Zur Vereinheitlichung des Verfahrens bei Zustellung durch
die ordentlichen Gerichte und Fachgerichtsbarkeiten vgl.
Begründung zu Artikel 2 Abs. 17.

Zu Nummer 1 (§ 56 VwGO)

Die Änderung stellt klar , dass im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren nach den Vorschriften der ZPO zugestellt wird.

Zu Nummer 2 (§ 73 Abs. 3 VwGO)

Die Änderung stellt klar , dass die Behörde auch dann nach
dem V erwaltungszustellungsgesetz zustellt, wenn sie im
verwaltungsgerichtlichen V orverfahren einen W ider-
spruchsbescheid zustellt.

Zu Absatz 19 (§ 53 Finanzgerichtsordnung)

Zur Vereinheitlichung des Verfahrens bei Zustellung durch
die ordentlichen Gerichte und Fachgerichtsbarkeiten vgl.
Begründung zu Artikel 2 Abs. 17.

Die Änderung stellt klar , dass im finanzgerichtlichen er-
fahren nach den Vorschriften der ZPO zugestellt wird. Das
finanzgerichtliche orverfahren (§§ 347 ff. AO 1977) ist
von der Änderung nicht betrof fen. Gemäß § 366 AO 1977
ist die Einspruchsentscheidung bekannt zu geben. Die Be-
kanntgabe richtet sich, inhaltlich übereinstimmend mit § 37
SGB X, nach § 122 AO 1977, der in seinem Absatz 5 auf
das Verwaltungszustellungsgesetz verweist.

Zu Absatz 20 (Gerichtskostengesetz)

§ 11 Abs. 3 Satz 2 GKG und die zugehörige Nummer 1655
des Kostenverzeichnisses werden aufgehoben, da eine Zu-
stellung durch die Post auf Ersuchen der Geschäftsstelle im
Parteibetrieb gemäß § 196 ZPO nicht mehr vorgesehen ist.

In Nummer 9002 des Kostenverzeichnisses ist die V erwei-
sung anzupassen.

Zu Absatz 21 (§ 137 Nr. 2, 3 Kostenordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 22 (Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzieher)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 23 (§ 3 Justizbeitreibungsordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.
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Zu Absatz 24 (§ 37 Nr . 3 Bundesgebührenordnung für
Rechtsanwälte)

Da besondere Regelungen über die Zustellung zur Nachtzeit
entfallen sind, muss die entsprechende V erweisung ange-
passt werden.

Zu Absatz 25 (§ 132 Abs. 2 BGB)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Das
Gesetz sieht eine gesonderte V orschrift für die öf fentliche
Zustellung einer Ladung nicht mehr vor.

Zu Absatz 26 (§ 127 Patentgesetz)
Zu den Nummern 1a und c, Nummer 2

Für Zustellungen im V erfahren vor dem Bundespatentge-
richt gelten ausschließlich die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung, für das V erfahren vor dem Patentamt gelten die
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes mit den in
§ 127 Abs. 1 bestimmten Maßgaben. Zur Vereinheitlichung
des Verfahrens bei Zustellungen im gerichtlichen Verfahren
vgl. Begründung zu Artikel 2 Abs. 17.
Zu Nummer 1b

Die Neufassung des § 127 Abs. 1 Nr. 2 bewirkt keine inhalt-
liche Änderung. Die Zustellung durch Aufgabe zur Post ist
dann zulässig, wenn die Person, der zugestellt wird, an ei-
nem Verfahren vor dem Patentamt teilnimmt und entgegen
§ 25 des Patentgesetzes keinen Inlandvertreter benannt hat.
In diesem Falle kann einem Empfänger, der sich im Ausland
aufhält, durch Aufgabe zur Post zugestellt werden. Das
Schriftstück gilt zwei W ochen nach Aufgabe zur Post als
zugestellt. Zustellungen außerhalb eines im Patentgesetz ge-
regelten Verfahren erfolgen nicht nach § 127 Abs. 1 Nr. 2
Patentgesetz, sondern nach den allgemeinen V orschriften
für die Zustellung ins Ausland (§ 14 VwZG, Europäisches
Übereinkommen vom 24. November 1977 über die Zustel-
lung von Schriftstücken in Verwaltungssachen im Ausland).

Zu Absatz 27 (§ 94 Markengesetz)
Zu den Nummern 1a und c, Nummer 2

Für Zustellungen im V erfahren vor dem Bundespatentge-
richt gelten ausschließlich die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung, für das V erfahren vor dem Patentamt gelten die
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes mit den in
§ 127 Abs. 1 bestimmten Maßgaben. Zur Vereinheitlichung
des Verfahrens bei Zustellungen im gerichtlichen Verfahren
vgl. Begründung zu Artikel 2 Abs. 17.
Zu Nummer 1b

Die Neufassung des § 94 Abs. 1 Nr. 1 bewirkt keine inhalt-
liche Änderung. Die Zustellung durch Aufgabe zur Post ist
dann zulässig, wenn die Person, der zugestellt wird, an ei-
nem Verfahren vor dem Patentamt teilnimmt und entgegen
§ 96 des Markengesetzes keinen Inlandvertreter benannt
hat, jedoch die Notwendigkeit zur Bestellung eines Inland-
vertreters im Zeitpunkt der zu bewirkenden Zustellung er -

kennbar war. In diesem Falle kann einem Empfänger , der
sich im Ausland aufhält, durch Aufgabe zur Post zugestellt
werden. Das Schriftstück gilt zwei W ochen nach Aufgabe
zur Post als zugestellt. Zustellungen außerhalb eines im
Markengesetz geregelten V erfahrens erfolgen nicht nach
§ 94 Abs. 1 Nr . 1 Markengesetz, sondern nach den allge-
meinen Vorschriften für die Zustellung ins Ausland (§ 14
VwZG, Europäisches Übereinkommen vom 24. November
1977 über die Zustellung von Schriftstücken in V erwal-
tungssachen im Ausland).

Zu Absatz 28 (§ 165 Patentanwaltsordnung)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Absatz 29 (NATO-Truppenstatut-Vertragsgesetz)
Artikel 4c des Gesetzes zum NA TO-Truppenstatut und den
Zusatzvereinbarungen regelt die Einschaltung der V erbin-
dungsstelle durch schriftliche Anzeige bei unmittelbarer
Zustellung von verfahrenseinleitenden Schriftstücken (Ab-
satz 1) und durch Unterrichtung bei unmittelbarer Zustel-
lung von Urteilen oder Rechtsmittelschriften (Absatz 2). In
beiden Fällen richtet sich der Inhalt der Information nach
§ 205 ZPO in der derzeit geltenden Fassung. Damit die Ver-
bindungsstelle auch künftig in der Lage ist, dem Zustel-
lungsadressaten, soweit erforderlich, Hilfe zu leisten, wird
der W ortlaut des § 205 ZPO unverändert in Artikel 4c
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zum NA TO-Truppenstatut und
den Zusatzvereinbarungen eingestellt und in Artikel 4c
Abs. 2 Satz 4, zweiter Halbsatz auf Absatz 1 Satz 1 dieser
Vorschrift verwiesen.

Zu Absatz 30 (Abgabenordnung)
Folgeänderung wegen Streichung der Regelung über die
Zustellung zur Nachtzeit.

Zu Absatz 31 (SGB VIII)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Artikel 3 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsweg)

Da durch Artikel 2 Abs. 8 bis 10 V erordnungen geändert
werden, muss sicher gestellt werden, dass diese V erordnun-
gen wieder im Verordnungswege geändert werden können.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)
Das Gesetz soll nicht unmittelbar am T ag nach seiner V er-
kündung, sondern erst zu Beginn des dreizehnten auf die
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft treten, da-
mit der Praxis Gelegenheit bleibt, sich auf die neuen V or-
schriften einzustellen. Insbesondere müssen die V ordrucke
für die Zustellungsurkunde dem neuen Recht angepasst und
die erforderlichen V orbereitungen für das automatisierte
Mahnverfahren getroffen werden.
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Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 754. Sitzung am 29. September
2000 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 168 Abs. 2 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 168 Abs. 2 nach dem W ort
„Vorsitzende“ die Wörter „oder ein von ihm bestimmtes
Mitglied“ einzufügen und das W ort „kann“ durch das
Wort „können“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Es erscheint nicht erforderlich, dass die Anordnung der
von § 168 Abs. 1 ZPO-E abweichenden Zustellungsart
nur durch den Vorsitzenden des Prozessgerichts persön-
lich erfolgen kann. V ielmehr sollte die Möglichkeit be-
stehen, dass – entsprechend der Regelung zur V orberei-
tung des Termins zur mündlichen Verhandlung in § 273
Abs. 2 ZPO – der Vorsitzende die Entscheidung über das
Bestehen beziehungsweise Nichtbestehen der Möglich-
keit einer gewöhnlichen Zustellung einem anderen Mit-
glied des Prozessgerichts überlässt.

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 169 Abs. 2 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 ist § 169 Abs. 2 wie folgt zu fassen:

„(2) Die Beglaubigung der zuzustellenden Schrift-
stücke wird von der Geschäftsstelle vorgenommen. Dies
gilt auch, soweit von einem Anwalt eingereichte Schrift-
stücke nicht bereits von diesem beglaubigt wurden.“
B e g r ü n d u n g
Die vor geschlagene Änderung bringt klarer als die in
dem Entwurf enthaltene Formulierung zum Ausdruck,
dass Schriftstücke, die von Anwälten eingereicht wur -
den, notfalls auch von der Geschäftsstelle beglaubigt
werden können, wenn der einreichende Anwalt dies ver-
gessen hat. Die in dem Entwurf enthaltene Formulierung
spricht dagegen eher dafür , dass die von einem Anwalt
eingereichten Schriftstücke zwingend auch von diesem
beglaubigt werden müssen. Dies entspräche allerdings
nicht der gegenwärtigen Rechtslage (Zöller/Stöber ,
ZPO, § 210, Rn. 1). Die Rücksendung von Schrift-
stücken an den einreichenden Anwalt allein zum Zweck
der Beglaubigung wäre in der Regel auch deutlich auf-
wändiger für die Geschäftsstellen als die Beglaubigung
der Schriftstücke durch sie.

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 173 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 ist § 173 wie folgt zu ändern:
a) In Satz 1 sind nach dem Wort „Adressaten“ die Wör-

ter „oder seinem rechtsgeschäftlich bestellten Vertre-
ter“ einzufügen.

b) In Satz 2 ist der Punkt durch ein Semikolon zu erset-
zen und folgender Halbsatz anzufügen:
„bei Aushändigung an den Vertreter ist dies mit dem
Zusatz zu vermerken, an wen das Schriftstück ausge-

händigt wurde und dass die V ollmacht nach § 171
Satz 2 vorgelegt wurde.“

B e g r ü n d u n g
§ 173 ZPO in der Fassung des Entwurfs ersetzt den alten
§ 212b ZPO. Zu § 212b ZPO war allgemeine Meinung,
dass die Zustellung nur an den Zustellungsadressaten
persönlich bewirkt werden kann (vgl. Thomas/Putzo,
ZPO, 22. Auflage, § 212b, Rn. 2). Im Interesse der Zu-
stellungsadressaten ist es sinnvoll, auch für die V ariante
der Zustellung durch Aushändigung an der Amtsstelle
die Übergabe an einen rechtsgeschäftlichen Vertreter im
Sinne von § 171 ZPO in der Fassung des Zustellungsre-
formgesetzes zuzulassen. Um Missverständnisse mit
Blick auf die Kommentierung zur V orgängervorschrift
zu vermeiden, erscheint eine ausdrückliche Erwähnung
in der neuen Vorschrift deshalb hilfreich.
Durch die Ergänzung in Satz 2 wird deutlich, dass auch
in diesem Fall der Zustellung an den rechtsgeschäftlich
bestellten V ertreter die V ollmacht nach § 171 Satz 2
ZPO-E vorzulegen ist. Die Tatsachen der Aushändigung
an den V ertreter, seiner Identität und der V orlage der
Vollmacht sollte außerdem in dem V ermerk nach § 173
Satz 2 ZPO-E festgehalten werden.

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 174 Abs. 1 Satz 2 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 174 Abs. 1 Satz 2 der Punkt
durch ein Komma zu ersetzen und folgender Halbsatz
anzufügen: „das an das Gericht zurückzusenden ist.“
B e g r ü n d u n g
Die Änderung dient der Klarstellung und der Rechtsver -
einheitlichung.
Bei der Zustellung von Amts wegen an den in Artikel 1
Nr. 2 § 174 Abs. 1 Satz 1 ZPO-E bezeichneten Perso-
nenkreis genügt zum Nachweis der Zustellung das mit
Datum und Unterschrift versehene schriftliche Emp-
fangsbekenntnis des Zustellungsempfängers. Die W irk-
samkeit der Zustellung setzt dessen Annahmebereit-
schaft voraus.
§ 5 Abs. 2 VwZG bestimmt, dass ein Schriftstück an Be-
hörden, Körperschaften und Anstalten des öf fentlichen
Rechts, Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer , Patent-
anwälte Notare, Steuerberater , Steuerbevollmächtigte,
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer , Steuerbera-
tungsgesellschaften, W irtschaftsprüfungsgesellschaften
und Buchprüfungsgesellschaften abweichend von § 5
Abs. 1 VwZG zugestellt werden kann. Als Nachweis der
Zustellung genügt dann das mit Datum und Unterschrift
versehene Empfangsbekenntnis, das an die Behörde zu-
rückzusenden ist.
In der gerichtlichen Zustellungspraxis hat sich gezeigt,
dass Rechtsanwälte gelegentlich die Mitwirkung an der
vereinfachten Zustellung nach § 212a ZPO verweigern,
weil die Empfangsbekenntnisse durch die Gerichte nicht
vorfrankiert bzw. nicht mit einem vorfrankierten Rück-
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umschlag versehen werden. Zur Begründung wird u. a.
ausgeführt, im Unterschied zu § 5 Abs. 2 letzter Halb-
satz VwZG bestehe nach den Bestimmungen der ZPO
keine Pflicht zur Rücksendung, weshalb der Rechtsan
walt auch nicht verpflichtet sei, die Aufwendungen fü
Porti zurückgesendeter Empfangsbekenntnisse zu tra-
gen.
Die Freimachung durch die Gerichte bedeutet aber einen
erheblichen Arbeitsaufwand und verursacht erhebliche,
unnötige Kosten. Zudem wird der Haushalt durch Straf-
porti für unfrankiert zurückgesandte Empfangsbekennt-
nisse belastet.
Mit der Änderung wird die andauernde Rechtsunsicher -
heit beseitigt. Es wird klargestellt, dass ein subjektiv-öf-
fentliches Recht auf Frankierung nicht besteht (so auch:
OLG Hamm, Beschluss vom 2. Juni 1997, NJW 1998,
1223). Die Aufwendungen für die Rücksendung der
Empfangsbekenntnisse sind mithin durch den in § 174
Abs. 1 Satz 1 genannten Personenkreis zu tragen. Darin
liegt zugleich ein Beitrag zur Rechtsvereinheitlichung.
In der Gesetzesbegründung sollte klar gestellt werden,
dass die Eröf fnung der Möglichkeit, durch T elekopie
(§ 174 Abs. 2) bzw. durch ein elektronisches Dokument
(§ 174 Abs. 3) zuzustellen und auf demselben Wege das
Empfangsbekenntnis abzugeben, die V erpflichtung zu
Rücksendung des Empfangsbekenntnisses nicht berührt.

5. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 174 Abs. 2 Satz 3 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 § 174 Abs. 2 ist Satz 3 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Der Nachweis der Zustellung durch Übersendung einer
Telekopie ist allein durch das Empfangsbekenntnis mög-
lich. Der nach § 174 Abs. 2 Satz 3 ZPO-E vor gesehene
Aktenvermerk über die Absendung des Schriftstücks hat
dagegen keinen Beweiswert. Er dient lediglich – wie
auch entsprechende „Ab-V ermerke“ in den Fällen der
Zustellung per Post oder in elektronischer Form – der in-
ternen Kontrolle. Eine gesetzliche Regelung hierüber ist
im Fall der Zustellung per Telekopie ebenso entbehrlich
wie in den anderen Fällen der Zustellung.

6. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 174 Abs. 3 nach Satz 1 – neu –
ZPO)

In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 174 Abs. 3 nach Satz 1 folgen-
der Satz einzufügen:
„Gleiches gilt für andere V erfahrensbeteiligte, wenn sie
der Übermittlung elektronischer Dokumente ausdrück-
lich zugestimmt haben.“
B e g r ü n d u n g
Zwischen Vorschriften zur Übermittlung von Schriftsät-
zen von Verfahrensbeteiligten an das Gericht und Zustel-
lung gerichtlicher Schriftstücke an die V erfahrensbetei-
ligten besteht ein enger Zusammenhang. Die V orschrif-
ten müssen einander entsprechen. Der Referentenent-
wurf des Bundesministeriums der Justiz für ein Gesetz
zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts
und anderer V orschriften an den modernen Rechtsge-
schäftsverkehr sieht eine Änderung des § 130 ZPO vor ,

der den Parteien die Übermittlung von Anträgen und Er-
klärungen an das Gericht in elektronischer Form allge-
mein öffnet, wenn das elektronische Dokument für die
Bearbeitung des Gerichts geeignet ist und jeweils die
Übermittlung in elektronischer Form von Bund und Län-
dern für ihren Bereich allgemein eingeführt ist. Zusätz-
lich soll das elektronische Dokument mit einer qualifi
zierten elektronischen Signatur versehen sein. Im Ge-
gensatz hierzu beschränkt § 174 Abs. 3 ZPO-E den An-
wendungsbereich für Zustellungen vom Gericht an die
Parteien auf die Zustellungsempfänger des § 174 Abs. 1
ZPO-E, also z. B. auf Anwälte, Notare, sonstige be-
sonders zuverlässige Personen, Behörden u. Ä. Um den
elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten zu för -
dern, sollte der Kreis der Personen, an die elektronisch
zugestellt werden darf, erweitert werden. Dies wird mit
dem neu vorgeschlagenen Satz 2 erreicht, weil elektroni-
sche Zustellungen dann an alle V erfahrensbeteiligten,
die der Übermittlung elektronischer Dokumente zuge-
stimmt haben, möglich wird.

7. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 176 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2
ZPO)

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 176 wie folgt zu ändern:

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Wird der Post, einem Justizbediensteten oder einem
Gerichtsvollzieher ein Zustellungsauftrag erteilt oder
wird eine andere Behörde um die Ausführung der
Zustellung ersucht, über gibt die Geschäftsstelle das
zuzustellende Schriftstück in einem verschlossenen
Umschlag und einen vorbereiteten V ordruck einer
Zustellungsurkunde.“

b) Absatz 2 ist zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Die in § 176 Abs. 2 ZPO-E vor gesehene Übergabe des
zuzustellenden Schriftstücks an den mit der Zustellung
beauftragten Gerichtsvollzieher ohne verschlossenen
Umschlag erscheint nicht sachgerecht. Die Regelung
würde die Gerichtsvollzieher bei der Ausführung von
Amtszustellungen zusätzlich belasten, weil sie das zuzu-
stellende Schriftstück mit einem Umschlag versehen und
diesen beschriften müssten, um auf dem Umschlag den
Tag der Zustellung vermerken zu können (vgl. § 182
Abs. 2 Nr. 5, § 180 Satz 3, § 181 Abs. 1 Satz 4 ZPO-E).

Aus Vereinfachungsgründen sollte für Gerichtsvollzie-
her bei Amtszustellungen dieselbe V erfahrensweise wie
für die übrigen in § 176 Abs. 1 ZPO-E genannten Zustel-
lungsorgane vorgesehen werden. Für die Geschäftsstelle
ist die Einlegung des zuzustellenden Schriftstücks in ei-
nen mit den Empfängerdaten beschrifteten verschlosse-
nen Umschlag und die Vorbereitung eines Vordrucks ei-
ner Zustellungsurkunde nicht mit erheblichem Mehrauf-
wand verbunden. Gerade vor dem Hinter grund der seit
dem Inkrafttreten der 2. Zwangsvollstreckungsnovelle
erheblich gestiegenen Belastung im Gerichtsvollzieher -
dienst sollte deshalb für die mit dem Zustellungsreform-
gesetz auf die Gerichtsvollzieher zukommende neue
Aufgabe der Ausführung von Amtszustellungen eine
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möglichst wenig aufwändige Abwicklung der Aufträge
vorgesehen werden. Die Beibehaltung der bisherigen,
auf die GVGA gestützten V erfahrensweise, die die Vor-
bereitung der Zustellung dem Gerichtsvollzieher zu-
weist, erscheint für das neue Aufgabengebiet der Amts-
zustellung als nicht praktikabel und rechtfertigt deshalb
die im Entwurf vorgesehene Sonderregelung nicht.

8. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 181 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO)

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 181 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wie folgt
zu fassen:

„2. an diesem Ort, wenn die Post mit der Ausführung der
Zustellung beauftragt ist, bei einer von der Post dafür be-
stimmten Stelle.“

B e g r ü n d u n g

§ 181 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a ZPO in der Fas-
sung des Entwurfs sieht die Möglichkeit der Niederle-
gung bei dem Leiter der Polizeidienststelle vor. Die Nie-
derlegung von Schriftstücken im Zusammenhang mit
Zustellungen bei der Polizeidienststelle belastet die
Dienstkräfte der Polizei mit polizeifremden Aufgaben.
Diese Möglichkeit sollte deshalb entfallen. Für den
rechtsuchenden Bürger entstehen keine Nachteile, weil
mit den Varianten der Niederlegung bei der Geschäfts-
stelle des Amtsgerichts und bei einer Stelle, die von der
Post hierfür bestimmt ist, ausreichende Möglichkeiten
der Niederlegung bestehen. Zudem wird die Zustellung
durch Niederlegung ohnehin erheblich an Bedeutung
verlieren, weil § 180 ZPO in der Fassung des Entwurfs
die Zustellung durch Einwurf in den Briefkasten ermög-
licht.

9. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 182 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2
Nr. 2a – neu – ZPO)

In Artikel 1 ist § 182 wie folgt zu ändern:

a) Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Zum Nachweis der Zustellung nach den §§ 171 so-
wie 177 bis 181 ist eine Urkunde auf dem hierfür
vorgesehenen Vordruck anzufertigen.“

b) In Absatz 2 ist nach Nummer 2 folgende Nummer 2a
einzufügen:

„2a. im Falle des § 171 die Angabe, dass die V oll-
machtsurkunde vorgelegen hat,“.

B e g r ü n d u n g

In der Regel wird die Zustellung an den rechtsgeschäft-
lich bestellten Vertreter durch die Post oder eines der mit
Postdienstleistungen betrauten Unternehmen stattfin
den. Um in diesem Rahmen so weit wie möglich späte-
rem Streit über die W irksamkeit der Zustellung vorzu-
beugen, erscheint es sinnvoll, das V orliegen des beson-
deren Tatbestandsmerkmals der V orlage einer schriftli-
chen Vollmacht in den Anwendungsbereich des § 182
ZPO-E aufzunehmen.

10. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 184 Abs. 1 Satz 1 ZPO)
In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 184 Abs. 1 Satz 1 die Angabe
„Nr. 2 und 3“ zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Möglichkeit der Zustellung an im Ausland lebende
Adressaten durch Aufgabe zur Post sollte für alle Vari-
anten der vorangegangenen Auslandszustellung nach
§ 183 ZPO erhalten bleiben, also auch für die Zustel-
lung durch Einschreiben mit Rückschein nach § 183
Abs. 1 Nr. 1 ZPO in der Fassung des Entwurfs. Auch
die Zustellung durch Einschreiben mit Rückschein
kann in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereiten.
Das Gericht soll deshalb die Möglichkeit behalten, in
einer ersten Auslandszustellung die Benennung eines
Zustellungsbevollmächtigten aufzugeben und sodann
für die späteren Fälle zur Zustellung durch Aufgabe
zur Post greifen zu können. Völkerrechtliche V er-
pflichtungen werden hierdurch nicht verletzt, weil di
Zustellung durch Aufgabe zur Post als Inlandszustel-
lung zu werten ist. Die Möglichkeit der Kenntnis-
nahme von den zuzustellenden Schriftstücken wird für
den Zustellungsempfänger nicht unzumutbar einge-
schränkt, weil er vom einleitenden Schriftstück und der
Anordnung des Gerichts, einen Zustellungsbevoll-
mächtigten zu benennen, durch Zustellung im Sinne
von § 183 Abs. 1 ZPO in der Fassung des Zustellungs-
reformgesetzes Kenntnis erlangt.
Die Folgeänderungen in Artikel 1 Nr . 8a und in
Artikel 2 Abs. 15 werden durch die hier vor geschla-
gene Änderung nicht berührt. Für diese Fälle wird sich
die Rechtslage zur Auslandszustellung künftig direkt
aus den §§ 183, 184 ZPO in der Fassung des Zustel-
lungsreformgesetzes ergeben.

11. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 186 Abs. 2 ZPO)
Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsver -
fahren zu prüfen, inwieweit öf fentliche Zustellungen
nicht nur , wie in § 186 Abs. 2 ZPO-E vor gesehen,
durch Aushang einer Benachrichtigung an der Ge-
richtstafel zu bewirken sind, sondern alternativ die
Aufnahme einer entsprechenden Information in der
Homepage des Gerichts ausreicht.
B e g r ü n d u n g
Die Zustellungsreform sollte alle Möglichkeiten auf-
greifen, den elektronischen Rechtsverkehr zu fördern.
Gerade im Bereich der öf fentlichen Zustellung würde
sich die V eröffentlichung auf der Homepage des Ge-
richts anbieten. Die Möglichkeiten der Kenntnisnahme
werden auf diese Weise gegenüber dem Aushang einer
Benachrichtigung an der Gerichtstafel sogar noch er -
höht. Diese Möglichkeit würde auch mit Bestrebungen
harmonieren, im Insolvenzverfahren zur Senkung der
Kosten und zur besseren Möglichkeit der Kenntnis-
nahme V eröffentlichungen von Entscheidungen, die
allgemein bekannt gemacht werden müssen, im Inter -
net vorzunehmen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nr. 2 – § 168 Abs. 2 ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nr. 2 – § 169 Abs. 2 ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Sie gibt jedoch zu bedenken, dass die Beglaubigung von
Schriftstücken, die ein Rechtsanwalt unbeglaubigt zur Zu-
stellung eingereicht hat, zu einer nicht unerheblichen Belas-
tung der Geschäftsstellen führen kann. Bei umfangreichen
Schriftstücken mit Anlagen müsste die Geschäftsstelle, da
ein Gegenlesen der Urschrift einen unverhältnismäßigen
personellen Aufwand erfordern würde, eine entsprechende
Anzahl von Kopien der Urschrift herstellen. Das kann u. U.
mit einem nicht unbeträchtlichen Zeit- und Kostenaufwand
verbunden sein.

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 2 – § 173 ZPO)

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu.

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr . 2 – § 174 Abs. 1 Satz 2
ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr . 2 – § 174 Abs. 2 Satz 3
ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr . 2 – § 174 Abs. 3 nach
Satz 1 – neu – ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 2 – § 176 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2 ZPO)

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen zu. Sie emp-
fiehlt, § 176 ZPO wie folgt zu fassen

„§ 176

(1) Wird der Post, einem Justizbediensteten oder einem
Gerichtsvollzieher ein Zustellungsauftrag erteilt oder wird
eine andere Behörde um die Ausführung der Zustellung
ersucht, über gibt die Geschäftsstelle das zuzustellende
Schriftstück in einem verschlossenen Umschlag und einen
vorbereiteten Vordruck einer Zustellungsurkunde.

(2) Die Ausführung der Zustellung erfolgt nach den
§§ 177 bis 181.“

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr . 2 – § 181 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 9 (Artikel 1 Nr. 2 – § 182 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2 Nr. 2a – neu – ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem V orschlag zu. Sie emp-
fiehlt, § 182 ZPO wie folgt zu fassen

„§ 182

(1) Zum Nachweis der Zustellung nach §§ 171, 177 bis
181 ist eine Urkunde auf dem hierfür vor gesehenen Vor-
druck anzufertigen. Für diese Zustellungsurkunde gilt § 418.

(2) Die Zustellungsurkunde muss enthalten:

1. die Bezeichnung der Person, der zugestellt werden soll,

2. die Bezeichnung der Person, an die der Brief oder das
Schriftstück übergeben wurde,

3. im Falle des § 171 die Angabe, dass die V ollmachtsur-
kunde vorgelegen hat,

4. im Falle der §§ 178, 180 die Angabe des Grundes, der
diese Zustellung rechtfertigt und wenn nach § 181 ver-
fahren wurde, die Bemerkung, wie die schriftliche Mit-
teilung abgegeben wurde,

5. im Falle des § 179 die Erwähnung, wer die Annahme
verweigert hat und dass der Brief am Ort der Zustellung
zurückgelassen oder an den Absender zurückgesandt
wurde,

6. die Bemerkung, dass der T ag der Zustellung auf dem
Umschlag, der das zuzustellende Schriftstück enthält,
vermerkt ist,

7. den Ort, das Datum und auf Anordnung der Geschäfts-
stelle auch die Uhrzeit der Zustellung,

8. Name, Vorname und Unterschrift des Zustellers sowie
die Angabe des beauftragten Unternehmens oder der er -
suchten Behörde.

(3) Die Zustellungsurkunde ist der Geschäftsstelle unver-
züglich zurückzuleiten.“

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nr . 2 – § 184 Abs. 1 Satz 1
ZPO)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

Der Entwurf geht davon aus, dass die zwischen Staaten aus-
drücklich vereinbarte unmittelbare Zustellung durch die
Post zur Vereinfachung der Zustellung und zur Beschleuni-
gung des gerichtlichen V erfahrens führen wird. Praktische
Schwierigkeiten, die der V orschlag des Bundesrates unter -
stellt, sind wegen der vertraglichen Bindung der beteiligten
Staaten nicht zu erwarten. Ein praktisches Bedürfnis für
eine Einbeziehung des § 183 Abs. 1 Nr. 1 in den Anwen-
dungsbereich des § 184 ZPO ist daher nicht zu erkennen.
Von der Anordnung der Benennung eines Zustellungsbe-
vollmächtigten, die für den Zustellungsadressaten regelmä-
ßig mit zusätzlichen Kosten verbunden sein wird, sollte im
Allgemeinen nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn
eine Zustellung auf einfachere Weise als im Wege der inter-
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nationalen Rechtshilfe oder der konsularischen Zustellung
nicht möglich ist.

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass für die Länder
der Europäischen Union am 31. Mai 2001 die V erordnung
(EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die
Zustellung gerichtlicher und außer gerichtlicher Schriftstü-
cke in Zivil- und Handelssachen in den Mitgliedstaaten
(ABl. EU Nr . L 160 S. 37) in Kraft treten wird. Artikel 14
Abs. 1 der Verordnung gestattet es jedem Mitgliedstaat, Per-

sonen, die ihren W ohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat
haben, gerichtliche Schriftstücke unmittelbar durch die Post
zustellen zu lassen. Im Geltungsbereich dieser Bestimmung
besteht für eine dem § 184 ZPO entsprechende Regelung
gleichfalls kein Bedürfnis.

Zu Nummer 11 (Artikel 1 Nr. 2 – § 186 Abs. 2 ZPO)
Die Bundesregierung wird den V orschlag im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren prüfen.





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44

ISSN 0722-8333


